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1. Einleitung  

Das Berichtsjahr begann für den Landesbeauftragten und vor allem für Betroffene von SED-
Unrecht mit einem besonderen Höhepunkt: Der Bundestag verabschiedete am 30. Januar 2025 
trotz des Bruchs der Koalitionsregierung von SPD, Grünen und FDP in einer seiner letzten 
Sitzungen vor der Neuwahl einstimmig ein Gesetzespaket mit fundamentalen Verbesserungen 
im Rehabilitierungsrecht. Der Landesbeauftragte für Mecklenburg-Vorpommern hatte im Juni 
2024 im Namen der Konferenz der Landesbeauftragten eine gemeinsame Stellungnahme1 ini-
tiiert und beim Bundesjustizministerium (BMJ) eingereicht. Im parlamentarischen Verfahren 
wurden im engen Zusammenwirken mit der SED-Opferbeauftragten beim Bundestag und den 
Betroffenenverbänden gegenüber dem Referentenentwurf des BMJ erhebliche Fortschritte er-
zielt (siehe auch 2.3). Auch wenn für die Betroffenengruppe der DDR-Sportgeschädigten mit 
dem Gesetz noch keine Lösung für einen dauerhaften Ausgleich erreicht werden konnte, wur-
den in einer ebenfalls verabschiedeten Entschließung des Bundestags konkrete Schritte dafür 
gefordert.2 Der Landesbeauftragte nahm am 6. November 2025 als Experte an dem Fachge-
spräch der SED-Opferbeauftragten „Gold um jeden Preis – Das systematische Zwangsdoping 
in der DDR und seine Folgen für die Betroffenen“ teil3, dessen Erkenntnisse auch Eingang in 
die Unterrichtung „Gesetzgeberischer Handlungsbedarf zur besseren Unterstützung der Opfer 
des systematischen Zwangsdopings in der ehemaligen DDR“4 gefunden haben. 

Zum 1. Juli 2025 traten die beschlossenen Gesetzesänderungen in Kraft und damit u.a. die neue 
Einmalzahlung für Betroffene von Zwangsaussiedlungen an der ehemaligen innerdeutschen 
Grenze. Auf seiner Jahrespressekonferenz am 20. Mai 2025 informierte der Landesbeauftragte 
über die neuen Leistungen. Nahezu 300 Betroffene wandten sich an das Beratungsteam, um 
diese Leistung zu beantragen. Bereits im Vorfeld hatte der Landesbeauftragte mit allen im 
Land für die Verfahren relevanten Stellen wie dem Landesarchiv, den Kreisarchiven, den Stasi-
Unterlagen-Archiven und dem Justizministerium das Gespräch gesucht, um eine beschleunigte 
Bearbeitung zu erreichen, damit die meist hochbetagten Antragsteller noch in den Genuss der 
nicht vererbbaren Leistung in Höhe von 7.500 Euro kommen können. Das Referat Rehabilitie-
rung im Justizministerium hatte bis Jahresende 186 Anträge bewilligt, lediglich sechs der ins-
gesamt 292 Antragsteller hatten keinen Erfolg. 

Der Beratungsbedarf von Betroffenen von SED-Unrecht hat sich mit den verbesserten Reha-
bilitierungsregelungen im 35. Jahr der deutschen Einheit erhöht. Insgesamt 938 Ratsuchende 
wurden 2025 vom Beratungsteam des Landesbeauftragten betreut bei ihren Rehabilitierungs-
verfahren sowie bei der Schicksalsklärung für sich bzw. für Angehörige. Im März 2025 konnte 
die seit Mai 2024 vakante zweite und nun entfristete Stelle für die Bürgerberatung besetzt wer-
den durch Christian Glüer, der zuvor schon in der Beratung der Behörde beim Fonds Heimer-
ziehung und der Stiftung Anerkennung und Hilfe tätig war. Durch die Doppelbesetzung der 
ersten Stelle für die Bürgerberatung zum Wissenstransfer und für die Betreuung des Landes-
härtefallfonds seit September 2024 war das Beratungsteam zu dritt gut aufgestellt, um den 

 
1 Siehe UNTERRICHTUNG durch den Landesbeauftragten für Mecklenburg-Vorpommern für die Aufarbei-
tung der SED-Diktatur, Jahresbericht 2024, S. 46 ff. – https://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/doku-
ment/64396/8_4831_jahresbericht_2024 (Zugriff 04.02.2026). 
2 Die Geschädigten des staatlich organisierten Dopingsystems der ehemaligen DDR als Opfergruppe anerken-
nen und besser unterstützen, https://dserver.bundestag.de/btd/20/147/2014702.pdf (Zugriff 04.02.2026). 
3 https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2025/kw45-fachgespraech-sed-opferbeauftragte-1117220 
(Zugriff 04.02.2026). 
4 https://dserver.bundestag.de/btd/21/035/2103500.pdf (Zugriff 04.02.2026). 
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Herausforderungen der neuen Regelungen und insbesondere den Betroffenen gerecht zu wer-
den. Dem Ministerium für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten gilt 
Dank für die unproblematische Einrichtung der Doppelbesetzung in der Bürgerberatung bis 
zum Renteneintritt der langjährigen Bürgerberaterin Charlotte Ortmann Anfang 2026 (siehe 
2.). Zum Jahresende 2025 lief der Härtefallfonds des Landes für Betroffene von SED-Unrecht 
planmäßig aus. Er war durch die Landesregierung für 2024 und 2025 zur Überbrückung ein-
gerichtet worden bis zur Etablierung eines bundesweiten Härtefallfonds. Am 9. November 
2025 wurden die Richtlinien des Bundeshärtefallfonds5 in Kraft gesetzt. Leistungen können 
bei der Stiftung für ehemalige politisch Verfolgte beantragt werden (siehe 2.2).  

Mit dem Kriegsende 1945 und der Befreiung vom NS-Regime vor achtzig Jahren errichtete die 
sowjetische Besatzungsmacht im Osten Deutschlands eine neue Diktatur. Aus diesem Anlass 
veranstaltete der Landesbeauftragte am 25. September 2025 eine Tagung im Campus am Turm 
in Schwerin. Unter dem Titel „Verurteilt in Schwerin – erschossen in Moskau“ wurde in Vor-
trägen und Diskussionen die Repression im Norden der SBZ/DDR und der Umgang mit dem 
Schweriner Lenin-Standbild als Relikt des kommunistischen Machtanspruchs thematisiert. 
Weitere Veranstaltungshöhepunkte der Behörde mit Kooperationspartnern waren im Februar 
die Buchvorstellung in Greifswald zur Evangelischen Studentengemeinde (ESG) Greifswald, 
im März die Buchvorstellungen bei „Leipzig liest“ zum Umgang mit behinderten Minderjäh-
rigen in der DDR und zur ESG Greifswald, im Juni der Erinnerungstag zu den Zwangsaussied-
lungen in Schlagsdorf sowie die Präsenz der Behörde beim Mecklenburg-Vorpommern-Tag 
2025 in Greifswald, im Juli die elfte Auflage der Radtour entlang der ehemaligen innerdeut-
schen Grenze mit Schülerinnen und Schülern zwischen Lübeck und Boizenburg, am 13. Au-
gust das Gedenken und die Buchvorstellung „Tödliche Ostseefluchten aus der DDR 1961–
1989“ in Kühlungsborn, im November das 21. Bützow-Forum zur Aufarbeitung der DDR-
Vergangenheit zum Thema Flucht und Grenzregime (siehe auch 3.3). 

Die Kommission des Landtags Mecklenburg-Vorpommern gemäß § 48 des Abgeordnetenge-
setzes trat am 29.01.2025 zu ihrer konstituierenden Sitzung zusammen. Der Landtag hatte auf 
seiner 90. Sitzung am 13. November 2024 Brigitta Zwolski, Vorsitzende Richterin am Landes-
arbeitsgericht, den langjährigen ehemaligen Bürgerbeauftragten Matthias Crone und den Lan-
desbeauftragten Burkhard Bley gewählt. Nach ihrer dritten Sitzung am 21. Mai verabschiedete 
die Kommission ihren Abschlussbericht und der Landesbeauftragte übersandte als Vorsitzen-
der der Kommission den Abschlussbericht6 an die Präsidentin des Landtags (siehe auch 2.4). 

Darüber hinaus bringt sich der Landesbeauftragte in verschiedene Gremien und Beiräte ein, 
die 2025 meist in Präsenz, zum Teil aber auch als Videokonferenz tagten. Dazu gehören das 
Beratungsgremium zur Begleitung des Transformationsprozesses des Stasi-Unterlagen-Ar-
chivs in das Bundesarchiv gemäß § 39 StUG, in welches der Landesbeauftragte Burkhard Bley 
als Vertreter des Landes vom Landtag MV gewählt wurde. Weiterhin arbeitet der Landesbe-
auftragte im Fachbeirat für Erinnerungskultur und Gedenkstättenarbeit der Nordkirche mit so-
wie als stellvertretender Vorsitzender des Beirats des Forschungsverbundes „Gesundheitliche 
Langzeitfolgen von SED-Unrecht“ der Universitäten Jena, Leipzig, Magdeburg und Rostock. 
Zusammen mit der Landesbeauftragten für Brandenburg nimmt der Landesbeauftragte für MV 

 
5 https://www.stepv.de/wp-content/uploads/2025/11/RichtlinieHaertefallfonds_14_10_2025.pdf (Zugriff 
04.02.2026). 
6 https://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/dokument/64756/8_5000_abschlussbericht_der_kommis-
sion_des_landtages_gemaess_48_des_abgeordnetengesetzes (Zugriff 04.02.2026). 
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als Vertreter der Landesbeauftragten-Konferenz an den Fachtagen des Forschungsprojekts 
„Zwangsadoptionen in der DDR/SBZ in der Zeit von 1945 bis 1989“ teil, welche das Projekt 
als beratender Arbeitskreis begleiten. 

 

2. Beratung 

2.1 Bürgerberatung 

Entsprechend dem gesetzlichen Auftrag ist die vornehmliche Aufgabe der Behörde des Lan-
desbeauftragten für MV die Beratung und Unterstützung von Menschen, die unter der kommu-
nistischen oder der SED-Diktatur, insbesondere in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 
oder der DDR, verfolgt wurden oder Leid und Unrecht erfahren haben, bei der Klärung und 
Anerkennung des eigenen Schicksals und des Schicksals von Angehörigen, bei der Inanspruch-
nahme von Entschädigungs- und Hilfeleistungen sowie bei der Vermittlung weiterer Hilfsan-
gebote.7 Die Nachfrage nach dem Beratungsangebot in der Bürgerberatung des Landesbeauf-
tragten ist aufgrund der verbesserten Rehabilitierungsregelungen 2025 im Vergleich zu den 
Vorjahren deutlich gestiegen. Ein Anstieg zu verzeichnen war insbesondere bei der Zahl der 
neuen Anfragen 2025 mit 786 gegenüber 479 Fällen im Vorjahr 2024. Die Zahl der 2025 ins-
gesamt betreuten 938 Bürgerinnen und Bürger erhöhte sich gegenüber 657 Fällen im Vorjahr 
um fast ein Drittel.  

Mit den zum 1. Juli 2025 in Kraft getretenen rehabilitierungsrechtlichen Verbesserungen ist 
aufgrund neuer Leistungen bzw. erleichterter Zugangskriterien mit einer steigenden Zahl von 
Anspruchsberechtigten und damit auch mit einem höheren Beratungsbedarf zu rechnen. Im 
Berichtszeitraum wurden insbesondere die Betroffenen von Zwangsaussiedlungen 1952 und 
1961, die bereits ein hohes Alter erreicht haben, in der Bürgerberatung bei der Beantragung 
der Einmalzahlung nach dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz prioritär unter-
stützt. Bis 2038, dem Renteneintritt des Jahrgangs 1971, der 1989 die Volljährigkeit erreichte, 
ist mit einem zumindest gleichbleibenden Beratungsbedarf zu rechnen. Viele Betroffene finden 
erst mit Beginn der Rente Kraft und Zeit, die Jahrzehnte zurückliegenden biografischen Ein-
schnitte aufzuarbeiten.  

Die Bürgerberatung beim Landesbeauftragten für MV ist die einzige professionelle Beratungs-
stelle im Land für alle Fragen im Zusammenhang mit den Verfahren zur Anerkennung von 
Repression und Unrecht in der SBZ und DDR und den daran anknüpfenden Leistungen. Ohne 
Unterstützung durch die Bürgerberatung haben Betroffene signifikant schlechtere Erfolgsaus-
sichten in den Rehabilitierungsverfahren der SED-Unrechtsbereinigungsgesetze und angren-
zenden Rechtsgebieten wie dem sozialen Entschädigungsrecht.  

Aufgrund ihrer Komplexität erfordern die Mehrzahl der Beratungsfälle in der Bürgerberatung 
des Landesbeauftragten eine hohe Arbeitsintensität. Das Beratungsteam arbeitet mit einem 
System aufeinander Bezug nehmender rechtlicher Regelungen, die sich darüber hinaus auf-
grund von Gesetzesänderungen und fortgesetzter Rechtsprechung in stetiger Entwicklung be-

 
7 Vgl. Gesetz über die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftragten für Mecklenburg-Vorpommern für die 
Aufarbeitung der SED-Diktatur (Aufarbeitungsbeauftragtengesetz - AufarbBG M-V) vom 18. Februar 2019 – 
www.landesbeauftragter.de/behoerde/auftrag (Zugriff 16.01.2025). 
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finden. Notwendig sind zumeist umfangreiche Recherchen in einer komplizierten Archivland-
schaft aufgrund mehrfacher Gebietsreformen seit 1990 mit wechselnden Zuständigkeiten und 
einer nicht immer klar geregelten Überlieferung. Betroffene von SED-Unrecht leiden vielfach 
seelisch unter den Folgen der Repression. Das Beratungsteam stellt sich mit Empathie, mit 
Methoden der Gesprächsführung und dem erforderlichen Hintergrundwissen zu Alltag und Re-
pression in einer Diktatur auf die Betroffenen ein und erarbeitet sich so das für die Beratung 
notwendige Vertrauensverhältnis. In kollegialen Fallbesprechungen, Intervisionen und Super-
visionen wird die Qualität der Beratung gesichert und kann Entlastung stattfinden.  

Seit März 2025 vervollständigt Herr Christian Glüer das Beratungsteam mit Frau Charlotte 
Ortmann und Frau Mareen Joachim. Der nach dem Ausscheiden von Frau Dr. Richter Ende 
Mai 2024 entstandene Bearbeitungsrückstand konnte zügig abgebaut und der erhöhte Bera-
tungsbedarf durch das Inkrafttreten der verbesserten Rehabilitierungsregelungen zum 1. Juli 
2025 aufgefangen werden. Von großem Wert war der Wissenstransfer der seit 2014 in der 
Behörde tätigen Bürgerberaterin Frau Ortmann vor ihrem geplanten Renteneintritt im Frühjahr 
2026 an Frau Joachim und Herrn Glüer. Frau Ortmann konnte so mit ausreichend Zeit ihre 
langjährigen Erfahrungen und ihr Spezialwissen mit dem künftigen Beratungsteam teilen. 

 

2.1.1 Konkrete Schwerpunkte der Beratungsarbeit, Bürgeranfragen 

Verwaltungsrechtliche Rehabilitierung: Betroffene von Zwangsaussiedlungen 

Die zahlenmäßig am stärksten vertretene Betroffenengruppe in der Bürgerberatung beim Lan-
desbeauftragten war im Berichtszeitraum 2025 mit nahezu 300 Ratsuchenden die Gruppe der 
Zwangsausgesiedelten. Ende Januar 2025 hatte der Bundestag eine Änderung im Verwaltungs-
rechtlichen Rehabilitierungsgesetz beschlossen. Betroffene erhalten seit dem 1. Juli 2025 auf 
Antrag und bei grundsätzlicher Feststellung der Rechtsstaatswidrigkeit der Zwangsaussiedlung 
eine einmalige Leistung in Höhe von 7.500 Euro. Erfasst werden dabei Zwangsaussiedlungen, 
die auf Grundlage der Verordnung über Maßnahmen an der Demarkationslinie zwischen der 
Deutschen Demokratischen Republik und den westlichen Besatzungszonen Deutschlands vom 
26. Mai 1952 oder der Verordnung über Aufenthaltsbeschränkungen vom 24. August 1961 
erfolgten. Allein in Westmecklenburg fielen den beiden Zwangsaussiedlungsaktionen 1952 
und 1961 über 3.000 Menschen zum Opfer. Sie mussten innerhalb von Stunden ihr Hab und 
Gut packen, verloren oft Haus und Hof. In grenzfernen Regionen mussten sie ein neues Leben 
beginnen, oft stigmatisiert und überwacht. Die personelle Säuberung des Grenzsperrgebietes 
war ein Aspekt der Durchsetzung diktatorischer Herrschaft der SED. Nach 1961 wurden immer 
wieder einzelne Familien aus unterschiedlichen Gründen zwangsweise ausgesiedelt. Die SED-
Führung und die Grenztruppen strebten danach, den 500-Meter-Grenzstreifen bevölkerungs-
frei zu bekommen, um freies Sicht- und Schussfeld zu schaffen. Einzelne grenznahe Dörfer 
wurden durch verschiedene Maßnahmen auch leergezogen und dem Erdboden gleich gemacht. 

Vermehrt ab Mai 2025 meldeten sich entweder Betroffene selbst, die damals Kinder oder Ju-
gendliche waren, oder die Kinder und Angehörigen von Betroffenen und baten um Unterstüt-
zung durch den Landesbeauftragten. Mit vielen Betroffenen konnte das Beratungsgespräch in 
der Behörde geführt werden. Für viele Gespräche war das Beratungsteam aber auch im Land 
unterwegs und suchte die Menschen vorrangig in der Häuslichkeit auf. Es fanden teilweise 
Gespräche mit ganzen Familienverbünden statt. Die Beraterinnen und Berater unterstützten bei 
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der Recherche nach Belegen zur Aussiedlung in enger Zusammenarbeit mit den betreffenden 
Kreisarchiven. Sie unterstützten ebenfalls bei der konkreten Antragstellung und waren dabei 
auch im engen Austausch mit der zuständigen Behörde im Ministerium für Justiz, Gleichstel-
lung und Verbraucherschutz MV. Viele Betroffene, zum Teil hochgetagte Frauen und Männer, 
beklagten sich, dass es erst jetzt, viele Jahrzehnte nach dem erlebten Unrecht, diese Summe an 
Entschädigungsleistung gibt. Viele Betroffene, die von der Entschädigung profitiert hätten, 
sind bereits verstorben. Bemerkenswert sind die Eindringlichkeit, Klarheit und Verzweiflung, 
die viele Betroffene ob der erlebten unrechtmäßigen Aussiedlung in den Gesprächen schilder-
ten. Nahezu keiner der Menschen äußerte sich gleichgültig oder unemotional zu den Erlebnis-
sen. Für viele Betroffene, zum Teil mit Auswirkungen bis in die Enkelgeneration, wirkt die 
Zwangsaussiedlung und damit der Verlust von Heimat und einem Zuhause bis heute nach. Es 
meldeten sich auch Betroffene, die nicht zur Gruppe der Antragsberechtigten zählten. Hierun-
ter fallen Menschen, die ursprünglich im Grenzgebiet lebten, aufgrund von politischer Haft 
oder anderen Delikten aber als politisch nicht tragbar galten und nicht mehr ins Grenzgebiet 
einreisen durften. 

 

Betroffene von DDR-Heimerziehung 

Zahlenmäßig ebenfalls stark vertreten in der Bürgerberatung beim Landesbeauftragten ist nach 
wie vor die Betroffenengruppe der ehemaligen DDR-Heimkinder. Seit der Gesetzesänderung 
von 2019 haben Betroffene, die in der DDR in ein Spezialheim eingewiesen wurden, deutlich 
bessere Aussichten auf eine strafrechtliche Rehabilitierung und die damit verbundenen Leis-
tungen wie die sogenannte Opferrente. Zu den Spezialheimen zählen Jugendwerkhöfe, Spezi-
alkinderheime für schwererziehbare Kinder, Durchgangsheime oder das Kombinat der Son-
derheime für Psychodiagnostik und pädagogisch-psychologische Therapie. In Spezialheimen 
sollten Kinder und Jugendliche mit menschenrechtsverletzenden Methoden zu „sozialistischen 
Persönlichkeiten“ umerzogen werden. Aber auch Betroffene, deren Einweisung und Unterbrin-
gung in Jugendhilfeeinrichtungen im Zusammenhang mit der politischen Inhaftierung der El-
tern – z.B. wegen Republikflucht – stand, können aufgrund der seit Ende 2019 geltenden 
Rechtslage rehabilitiert werden. Betroffene, deren Rehabilitierungsantrag zuvor abgelehnt 
wurde, können entsprechend den zum 1. Juli 2025 in Kraft getretenen Änderungen nun einen 
Zweitantrag stellen, um von den gesetzlichen Verbesserungen zu profitieren. 

 

Betroffene von politischer Haft 

Auch Betroffene von politischer Haft, die in der DDR rechtsstaatswidrig zu Freiheitsstrafen 
verurteilt wurden, wenden sich nach wie vor an die Bürgerberatung und werden bei ihren Ver-
fahren nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz (StrRehaG) beraten und begleitet. 
Zahlreiche ehemalige politische Häftlinge wurden im Berichtszeitraum unterstützt bei ihrem 
Anspruch auf die Besondere Zuwendung für Haftopfer, die sogenannte Opferrente, die auf-
grund der verbesserten rehabilitierungsrechtlichen Regelungen nun nicht mehr einkommens-
abhängig ist. 

 



8 

DDR-Sportgeschädigte 

Für die in der DDR sportgeschädigten Betroffenen konnte im Berichtsjahr noch keine Lösung 
für einen angemessenen Ausgleich erreicht werden. Betroffene können seit einer Entscheidung 
des Bundesverwaltungsgerichts in Leipzig vom 27. März 2024 keine verwaltungsrechtliche 
Rehabilitierung mehr beantragen und erhalten auf diesem Weg auch keinen Zugang mehr zum 
sozialen Entschädigungsrecht. Durch diese schwierige Rechtslage war die Betreuung er-
schwert. Rat suchten Betroffene mit noch laufenden Verfahren nach dem Bundesversorgungs-
gesetz bzw. dem SGB XIV in Verbindung mit einer weiterhin gültigen verwaltungsrechtlichen 
Rehabilitierung. Manche Verfahren sind mit Blick auf noch zu erwartende Rechtsänderungen 
ruhend gestellt. Vielfach befinden sich Betroffene aber bereits im Widerspruch gegen Ableh-
nungsbescheide oder klagen vor Sozialgerichten. Die Antragsteller scheitern in der Regel an 
dem von den Versorgungsverwaltungen geforderten Nachweis des kausalen Zusammenhangs 
zwischen der Dopinggabe und den gesundheitlichen Folgen. Beweisanforderungen zum Do-
ping über die konkrete Medikation, über die verwendeten Substanzen, Dosierungen und Zeit-
spannen können die ehemaligen Sportlerinnen und Sportler aufgrund der konspirativen Praxis 
der Vergabe von Doping- und anderen Arzneimitteln im DDR-Leistungssport nicht erfüllen. 
Der Landesbeauftragte und das Beratungsteam informieren die Betroffenen über Entwicklun-
gen und Initiativen, die sich für die Milderung gesundheitlicher Folgen ehemaliger Sportlerin-
nen und Sportler einsetzen und bestärken sie, die Hoffnung nicht aufzugeben. 

 

Berufliche Rehabilitierung 

Betroffene, die in der DDR aus politischen Gründen Eingriffe in ihre berufliche Tätigkeit oder 
in Schule, Ausbildung bzw. Studium erlitten haben, werden in der Bürgerberatung beim Lan-
desbeauftragten bei ihren Verfahren nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz unterstützt. 
Dabei muss der Eingriff nachweislich mit einer beruflichen Degradierung in finanzieller oder 
ideeller Hinsicht bzw. mit der Beendigung des angestrebten Bildungswegs verbunden sein. 
Gesetzliche Leistungen nach beruflicher Rehabilitierung umfassen einen Ausgleich bei Ren-
tenansprüchen oder Ausgleichsleistungen in wirtschaftlicher schwieriger Lage. Verfolgte 
Schüler haben zwar keinen Anspruch auf Rentenausgleich, können aber seit Ende 2019 Aus-
gleichsleistungen erhalten. Zum 1. Juli 2025 wurde die Höhe der Ausgleichsleistung von 240 
auf 291 Euro angehoben und die erforderliche Mindestverfolgungszeit als Voraussetzung für 
die Ausgleichsleistung um ein Jahr verkürzt. Das Einkommen des Partners oder der Partnerin 
wird nicht mehr berücksichtigt. In der Beratung zu diesen Leistungen ist ein erhöhter Bedarf 
festzustellen. Zunehmend werden auch Betroffene von Einweisungen in Spezialheime – wie 
Jugendwerkhöfe oder Spezialkinderheime für schwererziehbare Kinder – bei Anträgen auf be-
rufliche Rehabilitierung unterstützt.  

 

Verwaltungsrechtliche Rehabilitierung: Zersetzungsmaßnahmen 

Rückläufig war 2025 in der Bürgerberatung die Zahl der Betroffenen in Verfahren auf verwal-
tungsrechtliche Rehabilitierung wegen der Verfolgung mit Zersetzungsmaßnahmen durch den 
Staatssicherheitsdienst. Die Leistung der Einmalzahlung von 1.500 Euro hat eher symboli-
schen Wert und ist bei der Novellierung der Rehabilitierungsgesetze leider nicht erhöht wor-
den. Dennoch ist für die Betroffenen die Anerkennung durch einen schriftlichen Bescheid von 
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außerordentlicher Bedeutung, zumal Zersetzungsmaßnahmen vielfach heute noch nachwirken 
und nach wie vor menschliche Beziehungen belasten. 

 

Verfolgungsbedingte Gesundheitsschäden 

Für die seit Jahrzehnten jährlich in den Tätigkeitsberichten der Landesbeauftragten für Meck-
lenburg-Vorpommern als für Betroffene problematisches und belastendes Verfahren mit nied-
rigen Erfolgsaussichten kritisierte Anerkennung verfolgungsbedingter Gesundheitsschäden 
zeichnet sich mit den im Januar 2025 beschlossenen verbesserten Rehabilitierungsregelungen 
nun endlich eine praktikable Lösung ab. Mit den sowohl in das Strafrechtliche als auch Ver-
waltungsrechtliche Rehabilitierungsgesetz aufgenommenen Vermutungsregelungen ist ein Pa-
radigmenwechsel gelungen. Gesetzlich wird nun vermutet, dass eine Kausalität besteht zwi-
schen repressiven Maßnahmen als schädigendem Ereignis und bestimmten gesundheitlichen 
Folgen. In Verbindung mit den noch 2026 zu erlassenden Verordnungen, in denen die Gesund-
heitsschädigungen konkret benannt werden, dürfte es für Betroffene von SED-Unrecht künftig 
deutlich einfacher werden, Leistungen der sozialen Entschädigung zu erhalten. Bisher schei-
tern zahlreiche Betroffene, weil ihnen nicht gelingt nachzuweisen, dass beispielsweise eine 
posttraumatische Belastungsstörung mit überwiegender Wahrscheinlichkeit als Folge der 
durch Rehabilitierung anerkannten rechtsstaatswidrigen Haft anzusehen ist.  

Die Einführung des neuen sozialen Entschädigungsrechts im SGB XIV und die Ablösung des 
Bundesversorgungsgesetzes zu Jahresbeginn 2024 hat dabei aus Sicht des Landesbeauftragten 
zu keinen Verbesserungen bei den Verfahren und der Anerkennungsquote geführt. Die An-
tragseingänge beim für M-V zuständigen Landesamt für Gesundheit und Soziales stagnieren 
seit Jahren auf niedrigem zweistelligem Niveau, 2025 gingen lediglich 9 neue Anträge ein. 
Aufgrund der aktuellen Forschungsergebnisse zu SED-Gesundheitsfolgen8 wäre eine deutlich 
höhere Zahl von Anspruchsberechtigten zu erwarten. Gerade traumatisierte Betroffene wollen 
sich den Belastungen des Verfahrens mit langer Bearbeitungsdauer, Begutachtungen, die 
schmerzliche Erinnerungen aufwühlen, und generell schlechten Erfolgsaussichten nicht aus-
setzen. Nach wie vor erreicht lediglich knapp jeder zehnte Antragsteller die Zuerkennung eines 
Grades der Schädigungsfolgen von 30 und höher und damit eine monatliche finanzielle Leis-
tung. Die absolute Zahl der Leistungsempfänger in MV stagniert seit Jahren zwischen 90 und 
unter 100.  

 

Schicksalsklärung 

Der gesetzliche Beratungsauftrag der Behörde umfasst auch die Klärung und Anerkennung des 
eigenen Schicksals und des Schicksals von Angehörigen. Dies betrifft insbesondere viele ehe-
malige DDR-Heimkinder, die in der Bürgerberatung Unterstützung suchen, um die Gründe 
und Umstände ihrer Heimeinweisung aufzuklären. Darüber hinaus gibt es Gesprächsbedarf zu 
Unrechtserfahrungen, für die eine gesetzliche Regelung nicht vorgesehen ist. Hier kann durch 
Recherchen und Gespräche eine Einordnung erreicht werden, die für Betroffene hilfreich sein 
kann im Umgang mit schwierigen Ereignissen in der Vergangenheit. 

 
8 Vgl. https://www.sed-gesundheitsfolgen.de/fuer-fachkraefte/fachveroeffentlichungen/ (Zugriff 07.05.2026). 
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Familien, insbesondere Mütter, suchen Unterstützung bei der Klärung, ob und wie ihr Kind 
verstorben ist. In vielen Fällen konnten die Betroffenen sich nach dem schmerzlichen Verlust 
nicht von dem Kind verabschieden und wurden auch nicht über den Verbleib informiert. Damit 
fehlten sowohl ein Ritual als auch ein Ort, um mit der Trauer abzuschließen. Bestehende Zwei-
fel werden verstärkt durch eine qualitativ fragwürdige Berichterstattung über zahlreiche Fälle 
von sogenannten Zwangsadoptionen in der DDR, bei denen Kinder offiziell als verstorben er-
klärt worden wären, in Wirklichkeit noch leben würden und auf Betreiben oder mit Billigung 
der DDR-Behörden von anderen Familien adoptiert worden seien. In den Fällen, in denen Fa-
milien durch unsere Bürgerberatung betreut wurden, konnte aufgrund der recherchierten Un-
terlagen wie Obduktionsprotokollen zweifelsfrei nachgewiesen werden, dass die Kinder ver-
storben sind. Dennoch fällt es Betroffenen häufig schwer, dieses Ergebnis zu akzeptieren. 

Zur Klärung der Hintergründe tatsächlich erfolgter Adoptionen wandten sich Betroffene an die 
Bürgerberatung, die selbst adoptiert wurden. Es baten aber auch Eltern, die Kinder zur Adop-
tion freigegeben hatten, um Unterstützung. In letzteren Fällen können durch Recherchen ledig-
lich die Umstände untersucht werden, die möglicherweise zu einer Adoption geführt haben, 
wie ein Strafverfahren und eine Inhaftierung. Wenn leibliche Eltern nach einer Adoption Kon-
takt zu ihren Kindern aufnehmen möchten, können die zentralen Adoptionsstellen der Länder 
vermitteln. Entweder haben die Kinder bereits einen Kontaktwunsch übermittelt, anderenfalls 
können Eltern diesen für ihre Kinder hinterlegen. In der Bürgerberatung begleiten wir Be-
troffene, die innerhalb von Adoptionsverfahren massive Drucksituationen und unverhältnis-
mäßige Härte erlebt haben. Das Forschungsprojekt „Zwangsadoptionen in der SBZ/DDR von 
1945–1989“ unter Leitung des Deutschen Instituts für Heimerziehungsforschung Berlin soll 
die Forschungslücke zu der Frage politischer Motivation in Adoptionsverfahren schließen.9 

 

2.1.2 Statistik 

Insgesamt 938 Bürger wandten sich 2025 mit ihren Anfragen zu Rehabilitierungsmöglichkei-
ten nach den SED-Unrechtsbereinigungsgesetzen und angrenzenden Regelungen sowie ihren 
Anliegen zur Schicksalsklärung bzw. Anträgen auf Akteneinsicht in die Stasi-Unterlagen an 
die Landesbeauftragtenbehörde. 786 Personen nutzten 2025 erstmals das Angebot der Bürger-
beratung beim Landesbeauftragten. Damit ist die Nachfrage im Vergleich zum Vorjahr mit 479 
Fällen deutlich erhöht. Die Zahl der Menschen, die im Jahr 2025 durch das Beratungsteam des 
Landesbeauftragten insgesamt betreut werden konnte, ist auch aufgrund der zeitweisen Drei-
fachbesetzung im Vergleich zum Vorjahr mit 657 um mehr als ein Drittel gestiegen (siehe 
Grafik 1: Beratung). 152 Personen wandten sich 2025 wiederholt an den Landesbeauftragten 
und werden zum Teil schon seit Jahren betreut. Diese Zahl ist im Vergleich zum Vorjahr mit 
178 etwas zurückgegangen. Bei den arbeitsintensiven Beratungsfällen stieg die Zahl 2025 auf 
563 gegenüber 376 Fällen im Vorjahr.  

Von Januar bis Dezember 2025 wurden beim für Rehabilitierung zuständigen Referat 310 im 
Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern 145 Anträge auf Zahlung der Kapitalentschädi-

 
9 Die Ergebnisse wurden im Januar 2026 vorgestellt. Vgl. https://www.landesbeauftragter.de/aktuel-
les/presse/details/forschungsprojekt-zwangsadoptionen-in-der-sbz-ddr-von-1945-1989-vorgestellt (Zugriff 
07.05.2026). 
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gung für zu Unrecht erlittene Haft nach erfolgter strafrechtlicher Rehabilitierung gestellt. Ins-
gesamt sind seit Inkrafttreten des Ersten SED-Unrechtsbereinigungsgesetzes (SED-UnBerG) 
1992 bis Ende 2025 in MV 13.778 Anträge auf Zahlung der Kapitalentschädigung nach erfolg-
ter strafrechtlicher Rehabilitierung gestellt worden.  

Nach dem Zweiten SED-Unrechtsbereinigungsgesetz sind im Berichtsjahr in MV 361 Anträge 
auf berufliche oder verwaltungsrechtliche Rehabilitierung und seit Inkrafttreten 1994 insge-
samt 19.648 Anträge gestellt worden, davon 13.740 auf berufliche Rehabilitierung und 5.616 
auf verwaltungsrechtliche Rehabilitierung. Von 1994 bis Ende 2025 wurden in MV nach dem 
2. SED-UnBerG insgesamt 13.823 endgültige Bescheide erteilt, darunter waren 8.526 Bewil-
ligungen und 5.297 Ablehnungen. Ende 2025 waren im zuständigen Referat im Justizministe-
rium Mecklenburg-Vorpommern 127 Anträge nach dem Zweiten SED-Unrechtsbereinigungs-
gesetz noch nicht abschließend bearbeitet.  

Von den 48 Anträgen nach dem Beruflichen Rehabilitierungsgesetz (BerRehaG) an das Justiz-
ministerium Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2025, darunter 14 Anträge als Verfolgte 
Schüler, wurden 30 Anträge positiv beschieden, darunter waren 12 Rehabilitierungsbescheide 
für Verfolgte Schüler. In 8 Fällen wurden Anträge auf berufliche Rehabilitierung abgelehnt, 
10 Verfahren waren bis Jahresende nicht abschließend bearbeitet. Von den 314 Anträgen nach 
dem Verwaltungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz (VwRehaG) im Berichtsjahr 2025 wurden 
190 positiv beschieden und 11 abgelehnt. 115 Anträge waren bis Jahresende noch nicht ab-
schließend bearbeitet.  

Insbesondere die seit Inkrafttreten zum 1. Juli 2025 erstmals gewährte Einmalzahlung für Be-
troffene von Zwangsaussiedlungen nach dem VwRehaG sorgte für eine hohe Arbeitsbelastung 
bei der Rehabilitierungsbehörde. Für 186 der insgesamt 292 Antragsteller wurde die Leistung 
bewilligt. Lediglich 6 Anträge wurden abgelehnt. 97 Anträge konnten 2025 noch nicht beschie-
den werden. Anträge von DDR-Sportgeschädigten sind aufgrund des Urteils des Bundesver-
waltungsgerichts vom März 2024 im Berichtsjahr nicht mehr eingegangen. Lediglich 4 Be-
troffene von Zersetzungsmaßnahmen haben 2025 Anträge auf die Einmalzahlung nach 
VwRehaG gestellt und blieben erfolglos. 

Im Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern sind seit 2007 insgesamt 8.652 Anträge auf 
Gewährung der Besonderen Zuwendung für Haftopfer (sogenannte Opferrente) nach § 17a des 
Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes eingegangen. Im Berichtszeitraum 2025 wurden ins-
gesamt 269 neue Anträge eingereicht. Gegenüber den 126 Antragstellern 2024 hat sich diese 
Zahl aufgrund des seit Juli verbesserten rechtlichen Zugangs mehr als verdoppelt. 2025 wurde 
für 192 Antragsteller die Zuwendung bewilligt. Abgelehnt wurden 2025 insgesamt 23 Anträge. 
Mit Wegfall der Bedürftigkeitsprüfung seit dem 1. Juli 2025 kommen als Ablehnungsgründe 
insbesondere eine Haftdauer von unter 90 Tagen oder Ausschließungsgründe wie die Zusam-
menarbeit mit dem Staatssicherheitsdienst in Betracht. Am 31.12.2025 bezogen insgesamt 
2.970 Personen die Besondere Zuwendung vom Justizministerium Mecklenburg-Vorpom-
mern. Die Auszahlungen betrugen 2025 insgesamt mehr als 14 Millionen Euro (14.144.893,35 
€). 

Ehemalige politische Häftlinge, die strafrechtlich rehabilitiert wurden, die aber wegen einer zu 
kurzen Haftdauer von unter 90 Tagen nicht die sogenannte Opferrente bekommen, können bei 
sozialer Bedürftigkeit bei der Stiftung für ehemalige politisch Verfolgte in Bonn (bis Juli 2025: 
Stiftung für ehemalige politische Häftlinge) jährlich Unterstützungsleistungen beantragen. Seit 
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Inkrafttreten der Neuregelung des Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetzes im November 
2019 können Betroffene bei einer anerkannten Haftdauer von mindestens 90 Tagen nun die 
Besondere Zuwendung beantragen und sind somit bei der Stiftung nicht mehr antragsberech-
tigt. 159 Antragsteller aus Mecklenburg-Vorpommern haben 2025 eine Stiftungsleistung in 
Gesamthöhe von 221.362 Euro nach dem Strafrechtlichen Rehabilitierungsgesetz erhalten 
(siehe Tabelle 2), das sind im Durchschnitt etwa 1.390 Euro für jeden Antragsteller.  

Zu dem am 9. November 2025 eingerichteten bundesweiten Härtefallfonds für Opfer der SED-
Diktatur bei der Stiftung für ehemalige politisch Verfolgte in Bonn können für 2025 noch keine 
Zahlen vorgelegt werden. 

Bis Ende Dezember 2025 lagen beim Landesamt für Gesundheit und Soziales Mecklenburg-
Vorpommern insgesamt 994 Anträge auf Anerkennung verfolgungsbedingter Gesundheits-
schäden in Verbindung mit dem Strafrechtlichen und dem Verwaltungsrechtlichen Rehabili-
tierungsgesetz bzw. dem Häftlingshilfegesetz vor. Zum 31.12.2025 bezogen lediglich 91 Per-
sonen eine Grundrente nach dem im Sozialgesetzbuch (SGB) XIV geregelten sozialen Ent-
schädigungsrecht, für deren Gewährung eine Anerkennung von verfolgungsbedingten Gesund-
heitsschäden mit einem Grad der Schädigungsfolgen (GdS) von 30 oder höher Voraussetzung 
ist. Die Anerkennungsquote beträgt damit 9,1 Prozent. 

Die Antragszahlen persönlicher Akteneinsicht (inklusive Decknamenentschlüsselung und Ko-
pien) an den drei Standorten des zum Bundesarchiv gehörenden Stasi-Unterlagen-Archivs in 
Mecklenburg-Vorpommern blieb 2025 mit 3.532 im Vergleich zum Vorjahr mit 3.545 nahezu 
konstant (siehe auch Tabelle 1). Nach erfolgter Einsicht in die Stasi-Unterlagen besteht für die 
Antragsteller die Möglichkeit, eine Decknamenentschlüsselung zu beantragen, um die tatsäch-
lichen Namen der in den Stasi-Akten benannten inoffiziellen Mitarbeiter (IM) herauszufinden. 
Im Stasi-Unterlagen-Archiv Neubrandenburg wurden im Berichtsjahr 66 Anträge auf Deckna-
menentschlüsselung gestellt, in Rostock 146 und in Schwerin 179. 

 

2.1.3 Fallbeispiele 

Herr A.: Der lange Weg zur Gerechtigkeit – Haft im DDR-Jugendhaus 

Herr A. geriet als Jugendlicher in das Visier der DDR-Sicherheitsorgane. Im Alter von 17 
Jahren wurde er nach einer tätlichen Auseinandersetzung mit der Transportpolizei zu einer 
siebenmonatigen Haftstrafe verurteilt. Diese musste er jedoch nicht in einem regulären Ge-
fängnis, sondern in einem sogenannten Jugendhaus verbüßen. 

Die Jugendhäuser unterstanden dem Ministerium des Innern (MdI) und waren de facto Straf-
vollzugsanstalten für Jugendliche. Herr A. schildert die dortigen Zustände als von psychischer 
Willkür, physischer Gewalt und einem harten und als militärisch wahrgenommenen Arbeits-
drill geprägt. Sexueller Missbrauch sei an der Tagesordnung gewesen. Er selbst sei Zeuge von 
solchen Übergriffen geworden. Die Bedingungen standen jenen in den berüchtigten Spezial-
kinderheimen oder Jugendwerkhöfen der Volksbildung in nichts nach – oft waren sie aufgrund 
des strafrechtlichen Charakters sogar restriktiver. 

Im Fall von Herrn A. führte der Weg in das berüchtigte Jugendhaus Wriezen. Diese Einrich-
tung galt als Ort für „schwererziehbare“ und politisch unzuverlässige Jugendliche, die dem 
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massiven Druck des Kollektivs und des Wachpersonals ausgesetzt wurden. Herr A. berichtet 
von einem Alltag, der durch militärischen Drill und die totale Verplanung jeder Minute ge-
prägt war. Besonders belastend war die Unterbringung in den Zellen des historischen Baus, 
die eine Privatsphäre unmöglich machte und gleichzeitig die psychische Zermürbung durch 
Mitgefangene (Stichwort: Selbsterziehung) förderte. Die Arbeit im Dreischichtsystem, oft unter 
gesundheitsgefährdenden Bedingungen, diente weniger der Ausbildung als vielmehr der Dis-
ziplinierung durch Erschöpfung. 

Herr A. hatte bereits 2009 erfolglos eine Rehabilitierung beantragt und war auch mit einer 
Beschwerde vor dem Oberlandesgericht gescheitert. Während ehemalige Insassen von Jugend-
werkhöfen seit einer Novellierung 2019 in der Regel rehabilitiert werden, bildeten die Jugend-
häuser eine juristische Grauzone. Während die Jugendwerkhöfe der Volksbildung unterstan-
den, war das Jugendhaus Wriezen dem Ministerium des Innern (MdI) direkt unterstellt. Dies 
führte dazu, dass Insassen wie Herr A. juristisch als „Kriminelle“ und nicht als „Erziehungs-
fälle“ eingestuft wurden. Über Jahrzehnte hinweg wurde argumentiert, dass die Haft in Ju-
gendhäusern eine „rechtmäßige Strafvollstreckung“ gewesen sei. Gerichte argumentierten oft, 
dass Jugendhausstrafen als „regulärer Strafvollzug“ galten und eine Rehabilitierung nur bei 
nachgewiesener politischer Verfolgung oder grober Unverhältnismäßigkeit möglich sei. Die 
Herrn A. zugefügten Menschenrechtsverletzungen wurden nicht als Unrecht anerkannt. 

Seit 2014 wird Herr A. in der Bürgerberatung des Landesbeauftragten betreut. Nach intensiven 
Aktenrecherchen und Prüfung der Unterlagen konnte Herrn A. 2016 zunächst nicht empfohlen 
werden, eine Wiederaufnahme des Verfahrens anzustreben. 2024 wandte sich Herr A. erneut 
an die Bürgerberatung. Nach weiteren Recherchen, unter Hinzuziehung neuer wissenschaftli-
cher Erkenntnisse, mit Verweis auf Rehabilitierungsentscheidungen in anderen Fällen und mit 
Unterstützung der juristischen Beratung bei der Union der Opferverbände kommunistischer 
Gewaltherrschaft (UOKG) wurde 2025 ein Wiederaufnahmeantrag gestellt. Dieser Antrag 
hatte Erfolg. In seinem Beschluss stellte das zuständige Landgericht Ende 2025 fest, dass bei 
den ursprünglich zugrundeliegenden Entscheidungen wissenschaftliche Erkenntnisse keine 
Berücksichtigung fanden, die für die Beurteilung der Rechtsstaatswidrigkeit relevant waren 
und die so eine Wiederaufnahme rechtfertigen. Das Landgericht folgte dem Antrag der Staats-
anwaltschaft. Diese hatte aufgrund wissenschaftlicher Untersuchungen festgestellt, dass in den 
DDR-Jugendhäusern massiv menschenrechtswidrige Bedingungen geherrscht haben und 
nahm Bezug auf die entsprechenden Ausführungen des Antragstellers.  

Mit dem Beschluss des Landgerichts wurde Herr A. in Abänderung des Beschlusses von 2009 
strafrechtlich rehabilitiert und das Urteil von 1982 aufgehoben. Herr A. erhält nun Zugang 
zur sogenannten Opferrente und zu weiteren Leistungen nach dem Strafrechtlichen Rehabili-
tierungsgesetz (StrRehaG). Für Herrn A. ist vor allem die staatliche Anerkennung des ihm 
widerfahrenen Unrechts von hoher Bedeutung, auch wenn die finanziellen Leistungen zur Lin-
derung seiner wirtschaftlichen Bedürftigkeit beitragen. 

 

Frau B.:  Zwangsaussiedlung am 3. Oktober 1961 

Frau B. hatte die Behörde um Unterstützung bei der Beantragung zur Anerkennung des Un-
rechts und der Einmalzahlung für Betroffene von Zwangsaussiedlungen nach dem Verwal-
tungsrechtlichen Rehabilitierungsgesetz gebeten. Die Beraterin suchte die in ihrer Mobilität 
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eingeschränkte Betroffene in ihrer Häuslichkeit zu einem Gespräch auf. Frau B. berichtete 
über ihre Erlebnisse sehr eindrücklich und unter Tränen. Die Ereignisse von damals haben sie 
tief geprägt und verfolgen sie bis heute: neben ihrem persönlichen Leid auch das als Kind 
miterlebte Leid ihrer Eltern. Sie leidet auch heute noch unter der psychischen Belastung. 

Die Eltern von Frau B. kamen als Kriegsflüchtlinge mir drei kleinen Kindern nach Mecklen-
burg. Im Zuge der Bodenreform erhielten sie eine Neubauernstelle. Frau B. war das jüngste 
Kind der Familie und zum Zeitpunkt der Zwangsaussiedlung elf Jahre alt. „Wir waren die 
letzten am 3. Oktober 1961, zu denen sie kamen. Gewusst hat vorher keiner was. Vermutlich 
galten wir als nicht linientreu genug, denn einer meiner älteren Brüder war vorher schon in 
den Westen geflohen. Der Bürgermeister und der ABV10 standen vor der Tür. Meine Eltern und 
ich standen unter Schock. Ich weiß, ich bin noch zur Schule gegangen, um zu sagen, dass ich 
ab jetzt nicht mehr komme. Obwohl mein anderer Bruder selbst einer bei den Kampfgruppen11 
war, haben sie uns abgeholt. Der ABV ist immer hinter uns hergegangen, damit sich auch 
keiner was antut. Ich weiß noch, der Bürgermeister hat zu mir gesagt: ‚Wein mal nich, da wo 
ihr hinkommt, gibtʼs auch Brot und ʼne Schule.‘ Wir sind in eine kleine Siedlung gekommen, 
in eine kalte Wohnung in einer ehemaligen Industrieanlage. Eigentlich war diese Wohnung 
unbewohnbar. Kurz danach musste ich schon in die Schule im Nachbardorf. Ich bin da gottsei-
dank gut aufgenommen worden. Es dauerte sehr lang, bis wir uns da eingelebt hatten. Ein paar 
Wochen später kam noch ein Brief ins Haus mit einer Rechnung, da sollten meine Eltern für 
die Aussiedlung tatsächlich auch noch bezahlen! Das haben sie aber nicht gemacht. Meine 
Eltern haben den Verlust nie überwunden. Mein Vater war ein gebrochener Mann. Ein paar 
Wochen vor unserer Aussiedlung gab es im Dorf eine Versammlung. Mein Vater war ein ruhi-
ger, zurückhaltender Mann. Den haben sie immer den Schweiger genannt, auch auf der Ver-
sammlung. Er schweigt und man weiß nicht, was er denkt, haben sie gesagt.“ 

Einige Jahre nach der Aussiedlung kaufte der Vater von Frau B. ein Haus, kurz danach ver-
starb er an akutem Herzversagen. Vor November 1989 durfte Frau B. nicht in das Sperrgebiet 
reisen. Frau B. hatte nach 1990 eine verwaltungsrechtliche Rehabilitierung für den verstorbe-
nen Vater und eine Entschädigung für den Verlust der Neubauernstelle von 1961 angestrebt. 
Beide Anträge wurden seinerzeit abgelehnt. Durch eine Rechercheanfrage im zuständigen 
Kreisarchiv Ludwigslust-Parchim konnten Dokumente beigebracht werden, welche die 
zwangsweise Aussiedlung von Frau B. und ihrer Familie am 3. Oktober1961 eindeutig bele-
gen. Zusammen mit den nun vorliegenden Nachweisen wurde der Antrag auf eine verwaltungs-
rechtliche Rehabilitierung und die Einmalzahlung in Höhe von 7.500 Euro wegen einer 
Zwangsaussiedlung an die zuständige Behörde im Ministerium für Justiz, Gleichstellung und 
Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpommern weitergeleitet. 

 

Frau C.:  Zwangsaussiedlung im Juni 1952 

Frau C. wurde 1933 in einer kleinen Siedlung bei Breslau im heutigen Polen geboren und lebt 
heute in einer Senioreneinrichtung. Durch Presseartikel im Mai 2025 ist der Sohn von Frau 
C. auf die Möglichkeit der Entschädigung für ehemalige Zwangsausgesiedelte aufmerksam 

 
10 Abschnittsbevollmächtigter der Volkspolizei der DDR, in der Regel für ein bestimmtes Wohngebiet zustän-
dig. 
11 Sogenannte (Betriebs-) Kampfgruppen der Arbeiterklasse, nach dem 17. Juni 1953 in der DDR aufgestellte 
paramilitärische Einheiten unter Befehl der SED. 
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geworden und hatte sich an die Bürgerberatung beim Landesbeauftragten gewandt. Aufgrund 
des fortgeschrittenen Alters der Betroffenen suchte die Beraterin Frau C. zu einem persönli-
chen Gespräch in der Häuslichkeit auf. An die Ereignisse von 1952 konnte Frau C. sich noch 
gut erinnern. 

Sie ist das älteste von insgesamt vier Geschwisterkindern. Ihre Mutter kam allein mit den vier 
Kindern als Kriegsflüchtling in einer kleinen Gemeinde im westlichen Mecklenburg unter. Die 
Familie lebte in einer Wohnung in einem ehemaligen Gutshaus. Sie teilten sich das Haus mit 
weiteren Familien, die auch aus Schlesien geflohen waren, darunter auch die Großeltern, eine 
Tante und Cousins und Cousinen von Frau C. Sie erzählte, wie sie als junges Mädchen regel-
mäßig zu Fuß in die nächste Stadt zum Bahnhof gegangen war. Sie hatte damals eine Anstel-
lung als Hausmädchen in der Nähe von Schwerin. Im Juni 1952 musste die Familie in einer 
Nacht-und-Nebel-Aktion ihr Zuhause verlassen. 

„Es hieß, wir müssen innerhalb von 48 Stunden das Gutshaus verlassen. Sie haben gesagt, 
dass wir (die Verwandtschaft) auch am neuen Ort alle zusammenbleiben. Aber das stimmte 
nicht, wir wurden auseinandergerissen. Meine Mutti wollte das nicht, weil ihre Schwester kör-
perlich behindert war und bei ihr bleiben sollte. Wir mussten alle auf einen LKW. Das Vieh 
durften wir nicht mitnehmen, auch der Hund musste dableiben. Die Katze ist noch mit auf den 
LKW gesprungen, die durften wir aber auch nicht mitnehmen.“ 

In einem Viehwaggon ging es per Zug für die Familie weiter in eine Stadt in Vorpommern. Von 
dort wurden sie in einen LKW geladen und in eine kleine Siedlung gebracht. Die Verwandt-
schaft wurde in zwei weitere Siedlungen verteilt.  

„Das neue Dorf war nicht schön. Die Unterbringung war schlimm. Zwei kleine Zimmer und 
überall Mäuse und Ratten. Wir haben die Schrankwand benutzt, um die Zimmer abzutrennen. 
Im Keller hat Mutti eine kleine Küche eingerichtet. Gerade mir als Ältester der Geschwister 
wurde viel aufgebürdet damals.“ 

Einige Jahre später konnte die Familie in eine Stadt umziehen. Vor drei Jahren zog Frau C. in 
die Senioreneinrichtung. Hier traf sie einen alten Schulfreund wieder, den sie zuletzt vor der 
Zwangsaussiedlung 1952 gesehen hatte. Auch seine Familie war damals zwangsweise in die 
gleiche Region nach Vorpommern ausgesiedelt worden.  

Durch eine Rechercheanfrage im zuständigen Kreisarchiv Nordwestmecklenburg konnten Do-
kumente beigebracht werden, welche die zwangsweise Aussiedlung von Frau C. und ihrer Fa-
milie im Juni 1952 eindeutig belegen. Zusammen mit den nun vorliegenden Nachweisen wurde 
der Antrag auf eine Verwaltungsrechtliche Rehabilitierung und die Einmalzahlung in Höhe 
von 7.500 Euro wegen einer Zwangsaussiedlung an die zuständige Behörde im Ministerium 
für Justiz, Gleichstellung und Verbraucherschutz Mecklenburg-Vorpommern weitergeleitet. 
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2.2 Härtefallfonds SED-Unrecht 

Auf Initiative der Landesregierung war zum Mai 2024 ein Härtefallfonds für Betroffene von 
SED-Unrecht12 beim Landesbeauftragten eingerichtet worden, der mit insgesamt 100.000 Euro 
für 2024 und 2025 ausgestattet war und für Bürger des Landes Mecklenburg-Vorpommern zur 
Überbrückung bis zur Einrichtung des geplanten bundesweiten Härtefallfonds dienen sollte. 
Der Bundesfonds nahm zum 9. November 2025 seine Arbeit auf.13 

Für Betroffene von SED-Unrecht waren zwar in den letzten Jahren erhebliche Verbesserungen 
bei den rehabilitierungsrechtlichen Regelungen erreicht worden. Die finanziellen, sozialen und 
gesundheitlichen Folgen, unter denen Betroffene von Verfolgung oder Unrecht in der Sowje-
tischen Besatzungszone (SBZ) oder in der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) leiden, 
können diese nur teilweise ausgleichen. Betroffene verfügen wegen ihrer verfolgungsbedingt 
zumeist niedrigen Einkommen oder geringen Renten oft über keine Rücklagen, um besondere 
Notlagen zu kompensieren. Die finanziellen Leistungen aus dem Härtefallfonds M-V sollten 
zur Milderung besonderer Härten bei betroffenen Bürgerinnen und Bürgern beitragen. 

Anspruchsberechtigt waren aufgrund einer gerichtlichen oder anderen amtlichen Bescheini-
gung als Verfolgte der SED-Diktatur anerkannte Betroffene mit Hauptwohnsitz in Mecklen-
burg-Vorpommern. Antragsteller sollten in einem Beratungsgespräch eine Notlage glaubhaft 
machen, für die andere Regelungen und Hilfesysteme nicht greifen und welche durch eine fi-
nanzielle Leistung des Fonds gemildert werden konnten. Leistungen des Jobcenters oder der 
Rentenversicherung beispielsweise waren vorrangig auszuschöpfen. Nicht antragsberechtigt 
waren Personen, die nachweislich für die Stasi gearbeitet hatten oder wegen einer Straftat 
rechtskräftig zu mindestens drei Jahren Freiheitsstrafe verurteilt worden waren. 

Unterstützungsleistungen aus dem Härtefallfonds wurden gewährt 

 zur Förderung der gesellschaftlichen Integration, z.B. Maßnahmen zur Integration in 
den Arbeitsmarkt,  

 für medizinische Hilfen wie Zuzahlungen zu Zahnersatz oder Hörgeräten, 

 zur Unterstützung selbstbestimmter Wohn- und Lebensmöglichkeiten z.B. für einen 
Umzug in eine altersgerechte Wohnung oder eine angepasste Ausstattung der Woh-
nung, 

 für technische und kommunikative Hilfen, z.B. die Anschaffung oder Reparatur von 
Laptop und Handy und /oder  

 zur Verbesserung der Mobilität, z.B. die Anschaffung oder Reparatur von Fahrrad oder 
Auto. 

 
12 Vgl. Richtlinie für die Gewährung von Unterstützungsleistungen an Personen, die in der Sowjetischen Besat-
zungszone oder in der Deutschen Demokratischen Republik Verfolgung oder Unrecht erfahren haben (HFF 
SBZ/DDR RL M-V) – www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/VVMV-VVMV000011859 (Zugriff 
04.03.2025). 
13 Vgl. https://www.landesbeauftragter.de/aktuelles/neuigkeiten/details/bundehaertefallfonds-startet (Zugriff 
06.05.2026). 
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Unterstützungsleistungen wurden nicht gewährt für laufende Ausgaben oder die Begleichung 
von Schulden. Die Entscheidung über die Gewährung oder Ablehnung der Leistung traf der 
Landesbeauftragte zur Aufarbeitung der SED-Diktatur nach Beratung mit einem fachkundigen 
Beirat, bestehend aus Frau Anne Drescher, ehemalige Landesbeauftragte, und Jörg-Peter Vick, 
Ministerialrat a.D. des Justizministeriums. 

Am 15. September 2024 startete die Beraterin, deren Arbeitsschwerpunkt der Härtefallfonds 
bis zum Ende der Laufzeit sein würde, mit ihrer Tätigkeit. Im Berichtszeitraum 2025 wurden 
16 Gespräche geführt. 6 Gespräche fanden in Beratungsräumen der Behörde in Schwerin statt. 
10 Gespräche fanden in der Häuslichkeit der Antragsteller statt. Dies war der Fall, wenn die 
Antragsteller aus gesundheitlichen Gründen oder aufgrund fehlender Mobilität nicht in der 
Lage waren, die Behörde in Schwerin aufzusuchen.  

In 6 Fällen wurden Antragsteller wegen Unzuständigkeit an die entsprechenden Stellen in den 
anderen Bundesländern verwiesen bzw. erhielten eine Absage, da sie ihren Hauptwohnsitz in 
den alten Bundesländern haben. In 10 Fällen konnten die Anträge nicht mehr bearbeitet wer-
den, weil der Fonds bereits ausgeschöpft war. Diese Antragsteller wurden auf den bundeswei-
ten Härtefallfonds verwiesen, der am 9. November 2025 eingerichtet wurde. 

Der Beirat trat im Berichtszeitraum am 25. März 2025 beim Landesbeauftragten zusammen. 
Nach gemeinsamer Beratung wurden 20 Anträge mit jeweils einer einmaligen Auszahlung von 
2.500 Euro bewilligt, 8 Anträge wurden abgelehnt. Alle Entscheidungen wurden einstimmig 
getroffen. Bis zum Ende des Berichtszeitraumes lagen für 2024 und 2025 insgesamt 90 Anträge 
vor, von denen 40 bewilligt wurden. Der Fonds konnte damit restlos ausgeschöpft werden. 

Dem Landesbeauftragten war wichtig, den Härtefallfonds bekannt zu machen und mögliche 
Anspruchsberechtigte und ihr Umfeld zu erreichen über Medien und Presse, über die Internet-
seite des Landesbeauftragten, auf Veranstaltungen. Die Rückmeldungen der Antragsteller lie-
ßen darauf schließen, dass eine große Reichweite erzielt wurde. Antragsteller berichteten auch, 
dass sie Informationen zum Härtefallfonds über den Bekanntenkreis oder über Netzwerke wie 
Selbsthilfe- bzw. Interessengruppen erhalten haben.  

 

2.2.1  Fallbeispiele 

Frau D. 

Frau D. ist beruflich und strafrechtlich rehabilitiert. Sie wuchs in einer ostdeutschen Großstadt 
auf, beide Elternteile waren in Behörden tätig. Sie war eine gute Schülerin, stand im letzten 
Schuljahr vor dem Abitur und hatte den Wunsch, Lehrerin zu werden. Eher aus einer Laune 
heraus unternahm sie zusammen mit einer Freundin den Versuch, über die Grenze in Berlin in 
den Westen zu gelangen und wurde dabei verhaftet. Zunächst befand sie sich einige Wochen 
in Untersuchungshaft, bevor sie nach Hause entlassen wurde. Nach diesem Vorfall durfte sie 
das Abitur nicht beenden. Über mehrere Jahre hinweg wandte sie sich immer wieder an den 
Rat der Stadt, Abteilung Volksbildung mit der Bitte, die Relegierung aufzuheben. Ihre Bitte 
wurde stets abgelehnt mit dem Hinweis, dass die Schwere ihres Vergehens das nicht zuließe 
und sie sich andere Möglichkeiten für ihre berufliche Entwicklung suchen solle. Erst durch 
eine viel später beendete Fachausbildung erwarb Frau D. die Hochschulreife und konnte nach 
1990 ein Studium im pädagogischen Bereich absolvieren. 
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Frau D. lebt heute aufgrund der beruflichen Benachteiligung in der DDR von einer niedrigen 
Altersrente. Der Großteil ihrer Rente ist für Miete und Lebenshaltungskosten verplant. Frau 
D. hat die besondere Unterstützung durch den Härtefallfonds für medizinische Hilfen bean-
tragt, da sie die Zuzahlungen für eine notwendige umfassende Zahnbehandlung nicht leisten 
kann. Neben den Nachweisen über ihre Rehabilitierungen reichte Frau D. Kostenvoranschläge 
für die Zahnbehandlung ein. Beirat und Landesbeauftragter haben den Antrag von Frau D. 
positiv beschieden und eine einmalige Pauschale in Höhe von 2.500 Euro bewilligt. 

 

Herr E. 

Herr E. ist strafrechtlich rehabilitiert und bezieht die monatliche besondere Zuwendung für 
Haftopfer nach §17a StrRehaG. Er beantragte die Unterstützung aus dem Härtefallfonds für 
sich zur Verbesserung der Mobilität. Herr E. wurde in einer ostdeutschen Großstadt geboren. 
Seine Mutter war alleinerziehend mit mehreren Kindern. Herr E. war zeitweise in einem Säug-
lingsheim und später in einem Kinderheim untergebracht worden. Der leibliche Vater lebte in 
der Bundesrepublik. Als Jugendlicher entwickelte er zusammen mit Freunden den Plan, die 
DDR schwimmend über ein Grenzgewässer zu verlassen und beim Vater im Westen zu leben. 
Die Jugendlichen wurden an der Grenze aufgegriffen und aufgrund der versuchten Republik-
flucht zu mehreren Jahren Haft im Jugendhaus verurteilt. Herr E. beschreibt sehr eindrücklich 
die Tyrannei der Gefängniswärter und der jugendlichen Häftlinge untereinander sowie die 
körperlich schwere Zwangsarbeit im Schichtsystem während der Haftzeit. Aufgrund seiner Ge-
schichte konnte er in der DDR keine Fachausbildung abschließen und musste viele Jahrzehnte 
körperlich anstrengende Hilfsarbeiten verrichten. Heute lebt er von einer niedrigen Alters-
rente und ist auf Unterstützung durch den Staat angewiesen. 

Herr E. hat einen schwerbehinderten erwachsenen Sohn, der bei seiner geschiedenen Frau auf 
dem Dorf lebt. Er ist fast täglich mit dem Auto dort, um die Betreuung für seinen Sohn zu 
übernehmen und seine geschiedene Frau zu entlasten. Eine regelmäßige Verbindung durch 
den Nahverkehr von seinem Wohnort in das Dorf besteht nicht. Herr E. beantragte die Leistung 
aus dem Härtefallfonds, um sein sehr altes Auto, welches nach Auskunft der Werkstatt den 
nächsten TÜV nicht bestehen wird, durch ein jüngeres Gebrauchtauto zu ersetzen. Beirat und 
Landesbeauftragter haben den Antrag von Herrn E. positiv beschieden und eine einmalige 
Pauschale in Höhe von 2.500 Euro bewilligt. 

 

2.3 Sechstes Gesetz zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften für Op-
fer der politischen Verfolgung in der ehemaligen DDR 

Am 30. Januar 2025 verabschiedete der Bundestag einstimmig verbesserte rechtliche Regelun-
gen für Betroffene von SED-Unrecht, die am 1. Juli 2025 in Kraft traten.14 Das Gesetzespaket 
umfasst die Einrichtung eines bundesweiten Härtefallfonds sowie die Erhöhung der sogenann-
ten Opferrente auf 400 Euro bei fortlaufender Dynamisierung in den Folgejahren. Durch die 

 
14 Vgl. https://www.landesbeauftragter.de/aktuelles/neuigkeiten/details/wichtiges-zeichen-an-betroffene-von-
sed-unrecht (Zugriff 12.05.2026). 
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Abschaffung der Bedürftigkeitsprüfung wird die Besondere Zuwendung unabhängig vom Ein-
kommen zu einer Ehrenpension weiterentwickelt. Die Bedürftigkeitsprüfung entfällt künftig 
auch für die Unterstützungsleistungen der Stiftung für ehemalige politische Häftlinge. 

Erhöht und dynamisiert werden auch die Ausgleichsleistungen für beruflich Verfolgte und Ver-
folgte Schüler auf einheitlich 291 Euro, allerdings weiterhin nur bei Bedürftigkeit. Eine Ab-
senkung der Leistung bei Renteneintritt entfällt künftig. Erleichtert wird der Zugang zu den 
Ausgleichsleistungen durch die Senkung der anerkannten Verfolgungszeit von 3 auf 2 Jahre 
und weil künftig das Einkommen der Partner nicht mehr berücksichtigt wird. 

Durch ein Zweitantragsrecht in der strafrechtlichen Rehabilitierung wird Betroffenen, deren 
Antrag abgelehnt wurde, ein erneuter Antrag aufgrund einer verbesserten Rechtslage erleich-
tert. Betroffene von Zwangsaussiedlungen an der ehemaligen innerdeutschen Grenze erhalten 
eine Einmalzahlung in Höhe von 7.500 Euro. Auf der Grundlage einer kriterienbasierten Ver-
mutungsregelung soll der Zugang zu Leistungen des sozialen Entschädigungsrechts nach So-
zialgesetzbuch XIV aufgrund verfolgungsbedingter Gesundheitsschäden vereinfacht und ver-
bessert werden. 

 

2.4 Beratung öffentlicher und nichtöffentlicher Stellen  

Die Überprüfungsverfahren auf inoffizielle bzw. hauptamtliche Tätigkeit für das frühere Mi-
nisterium für Staatssicherheit werden entsprechend dem Stasi-Unterlagen-Gesetz §§ 20 und 21 
StUG geregelt. Diese Überprüfungsmöglichkeiten bestehen unverändert bis zum 31. Dezember 
2030 weiter. Überprüfungsverfahren betreffen beispielsweise auch Ordensangelegenheiten 
oder auch Rehabilitierungsverfahren. Hier werden Antragstellern Leistungen erst nach Prüfung 
von Ausschließungsgründen gewährt.  

Die Zahl der Nachfragen von öffentlichen und nichtöffentlichen Stellen im Zusammenhang 
mit den Überprüfungsverfahren reduzierte sich in den vergangenen Jahren, da Verfahren und 
Abläufe in der Regel bekannt sind. Zudem kommt eine Überprüfung nicht für die Personen in 
Betracht, die zum Zeitpunkt der Auflösung des Staatssicherheitsdienstes mit Stichtag vom 
12.01.1990 das 18. Lebensjahr noch nicht erreicht hatten. Dieser Rückgang wird sich in den 
kommenden Jahren fortsetzen.  

In die Stasi-Überprüfungskommission nach § 48 Absatz 3 des Abgeordnetengesetzes wurden 
am 13. November 2024 vom Landtag Mecklenburg-Vorpommern Brigitta Zwolski, Vorsit-
zende Richterin am Landesarbeitsgericht, der langjährige ehemaligen Bürgerbeauftragte 
Matthias Crone und der Landesbeauftragte Burkhard Bley gewählt. In der konstituierenden 
Sitzung der Kommission am 29. Januar 2025 wurde der Landesbeauftragte Burkhard Bley zum 
Vorsitzenden gewählt. In ihrer 3. Sitzung am 21. Mai 2025 beschloss die Kommission ihren 
Abschlussbericht und übersandte den Bericht an die Landtagspräsidentin. Am 5. Juni 2025 
wurde der Abschlussbericht als Landtagsdrucksache 8/500015 veröffentlicht. 

Eine Stasi-Überprüfungskommission wurde zuletzt in der 7. Wahlperiode einberufen. In der 
Sitzung des Landtags MV vom 18. Mai 2017 wurden Frau Anne Drescher, Herr Dr. Stefan 

 
15 https://www.dokumentation.landtag-mv.de/parldok/dokument/64756 (Zugriff 12.05.2026). 
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Mahlburg und Herr Rainer Prachtl (†) als Mitglieder der Kommission gewählt. Die konstituie-
rende Sitzung fand am 25. Juli 2017 statt. Die Arbeit der Kommission endete mit der Vorlage 
des Abschlussberichts am 19.12.2017. 

Unabhängig von Überprüfungsverfahren erreichten den Landesbeauftragten einzelne Anfragen 
von Verwaltungen, Kirchen und Medien. Hier ging es um die Erläuterung von Hintergründen 
nach Akteneinsicht und dem Einordnen des Gelesenen in Zusammenhang mit Forschungspro-
jekten.  

 

3. Politisch-historische Aufarbeitung 

Gemäß seinem gesetzlichen Auftrag betreibt und fördert der Landesbeauftragte die politische 
und historische Aufarbeitung der kommunistischen und der SED-Diktatur in der Sowjetischen 
Besatzungszone und der DDR insbesondere für das Gebiet des heutigen Landes Mecklenburg-
Vorpommern unter besonderer Berücksichtigung der Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes. 
Diesem Auftrag kommt die Behörde mit Veranstaltungen in verschiedenen Formaten, mit ei-
genen Forschungen bzw. beauftragten Projekten sowie mit Publikationen in seiner Schriften-
reihe und Ausstellungen nach. Mehr als 70 eigene Publikationen konnten inzwischen in der 
Schriftenreihe der Behörde veröffentlicht werden. Häufig geben Themen aus der Beratungsar-
beit die Anregungen für weitergehende Recherchen, fließen ein in umfängliche Forschungs-
projekte und werden anschließend in Publikationen, Ausstellungen und anderen Formaten der 
Öffentlichkeit präsentiert.  

 

3.1 Forschungsprojekte 

Repressionsgeschichte der Sowjetischen Besatzungszone und der frühen DDR 

Der Themenbereich der Repression durch die sowjetische Besatzungsmacht und ihrer Machtin-
strumente in der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) und den frühen Jahren der DDR ist seit 
Bestehen der Landesbeauftragtenbehörde ein Schwerpunkt in Forschung, Beratung und Öf-
fentlichkeitsarbeit. So berichtete die Historikerin Dr. Natalja Jeske auf der vom Landesbeauf-
tragten am 25. September 2025 in Schwerin veranstalteten Tagung „Verurteilt in Schwerin – 
erschossen in Moskau“ über Kommunistische Repression im Norden der SBZ/DDR. Zwischen 
1945 bis 1955 wurden etwa 35.000 deutsche Zivilisten in der SBZ/DDR durch Sowjetische 
Militärtribunale verurteilt und in die Arbeitslager der Sowjetunion – GULag – verschleppt. 
Mehr als 100 Menschen sind von einem sowjetischen Militärtribunal in Schwerin zum Tode 
verurteilt und in Moskau erschossen worden.  

Für die wenigen noch lebenden Zeitzeugen, die Betroffenen der Folgegenerationen und die 
interessierte Öffentlichkeit wird weiter an dieser Verfolgungsgeschichte geforscht. Immer 
noch melden sich betroffene Familien mit ihren Anfragen zu diesem Verfolgungszeitraum, den 
frühen Nachkriegsjahren. Zunehmend wenden sich nun die Kinder und Enkel der betroffenen 
Familien mit ihren Fragen an den Landesbeauftragten. Es gilt diese Schicksale aufzuklären und 
die Öffentlichkeit zu informieren. Weitere Veröffentlichungen zu diesem Themenkomplex 
werden vorbereitet.  
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Einzelstudien  

Neben den großen und über mehrere Jahre angelegten Forschungsprojekten gibt es weitere 
Forschungsvorhaben zu Personen, historischen Orten und besonderen historischen Ereignis-
sen. Diese werden entweder durch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Behörde selbst 
oder in Kooperation mit anderen Einrichtungen und externen Forschern durchgeführt. 

 

Forschungsverbünde DDR-Geschichte  

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) förderte seit 2018/19 vierzehn 
interdisziplinäre Forschungsverbünde zur Geschichte und zum Fortwirken der DDR mit ins-
gesamt 41 Millionen Euro. Über 30 Hochschulen in 13 Bundesländern waren beteiligt. Ein-
schränkungen, bedingt durch die Corona-Pandemie, machten eine Laufzeitverlängerung der 
Projektarbeit notwendig. In einer zweiten Förderphase konnten nach einer Evaluation jedoch 
nur noch die Hälfte der Forschungsverbünde weiterarbeiten. 

Aus Mecklenburg-Vorpommern sind die Universitäten Rostock und Greifswald mit verschie-
denen Forschungsthemen beteiligt. Der Landesbeauftragte unterstützt diese Projekte bzw. ar-
beitet in Kooperation mit ihnen zusammen: 

 

SiSaP. Seelenarbeit im Sozialismus – Die ambivalente Rolle der Psychologie, Psychiatrie und 
Psychotherapie im Gesundheitssystem der DDR 

Das Teilprojekt „Psychiatrie in der DDR zwischen Hilfe, Verwahrung und Missbrauch?“ der 
Universitätsmedizinen Rostock und Greifswald wird in Zusammenarbeit mit den Universitäten 
Jena, Dortmund und Nürnberg durchgeführt. Der Forschungsverbund wurde nach einer Eva-
luation verlängert und konnte in einer zweiten Förderphase weiterarbeiten. Der Landesbeauf-
tragte nahm an dem Abschluss-Symposium des Forschungsverbunds am 18./19. September 
2025 in Weimar teil, auf welchem die Online-Ausstellung „Seelenarbeit im Sozialismus – Psy-
chiatrie, Psychotherapie & Psychologie in der DDR“16 vorgestellt wurde. 

 

Länderübergreifender Forschungsverbund „Gesundheitliche Langzeitfolgen von SED-Unrecht“ 

Der Forschungsverbund „Gesundheitliche Langzeitfolgen von SED-Unrecht“ war 2021 durch 
das Bundesministerium für Wirtschaft und Energie und den Beauftragten der Bundesregierung 
für die neuen Bundesländer mit einem Projektetat von 2,4 Millionen Euro für drei Jahre auf-
gelegt worden. In einer zweiten Förderphase von einem Jahr wurden die Forschungsergebnisse 
zur Anwendung in der Praxis vorbereitet. Für die Öffentlichkeit wurde eine kostenfreie Online-
Publikation zur Verfügung gestellt.17 Große Bedeutung hatten die Erkenntnisse des For-
schungsverbunds für das Gesetzespaket zur Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Regelun-
gen, welches am 30. Januar 2025 vom Bundestag verabschiedet wurde.  

 
16 www.sisap-ausstellung.de/ (Zugriff 12.05.2026). 
17 https://psychosozial-verlag.de/programm/1000/6201-detail (Zugriff 04.03.2025). 
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Auf dem Abschluss-Symposium des Forschungsverbunds am 11. Juni 2025 in Erfurt war der 
Landesbeauftragte Podiumsgast bei dem Panel „Nachhaltige Unterstützungspotenziale für Be-
troffene“, das von Prof. Dr. Jörg Frommer moderiert wurde. Das Portal des Forschungsver-
bunds18 wurde symbolisch an die SED-Opferbeauftragte beim Deutschen Bundestag überge-
ben. Das Portal bietet ein fachlich fundiertes und zielgruppengerechtes Informationsangebot 
für Betroffene z.B. mit einem Beratungskompass und für ein Fachpublikum mit zahlreichen 
Materialien zum Download, Fortbildungsmodulen und Literaturhinweisen. 

Beteiligt waren mit jeweils 3 Projekten das Universitätsklinikum Jena unter Leitung von Prof. 
Dr. Bernhard Strauß, die Medizinische Fakultät der Universität Leipzig unter Leitung von Prof. 
Dr. Georg Schomerus, die Universitätsmedizin Magdeburg unter Leitung von Prof. em. Dr. 
Jörg Frommer und die Universitätsmedizin Rostock unter Leitung von Prof. Dr. Carsten Spit-
zer. Unterstützt wird die Arbeit des Forschungsverbunds durch einen Beirat, in den auch die 
Landesbeauftragten berufen wurden. Neben dem Beiratsvorsitzenden Prof. Dr. Dr. Andreas 
Maercker wurde auf der Sitzung im Juni 2024 der Landesbeauftragte für MV Burkhard Bley 
zum stellvertretenden Beiratsvorsitzenden gewählt. 

Mit folgenden Teilprojekten beteiligte sich die Universitätsmedizin Rostock an dem For-
schungsverbund und wird dabei eng durch den Landesbeauftragten begleitet:  

 Leistungssportlerinnen und Leistungssportler in der DDR 
Welchen Einfluss hat der DDR-Leistungssport als Institution mit all seinen Bedingun-
gen und Rahmungen auf das weitere Leben der Athletinnen und Athleten? 

 Körperliche und psychische Langzeitfolgen des Staatsdopings und des Leistungssport-
systems der DDR 
Eine Studie zu den Zusammenhängen zwischen Staatsdoping und körperlichen Lang-
zeitfolgen bzw. Erkrankungen und psychischer Gesundheit. 

 Körperliche und psychische Langzeitfolgen von Zersetzungsmaßnahmen in der DDR 
Eine Studie zu den psychischen, psychosozialen und körperlichen Langzeitfolgen für 
Betroffene von Zersetzungsmaßnahmen. 

 

„Zwangsadoptionen in der DDR/SBZ in der Zeit von 1945 bis 1989“ 

Dem Bundesministerium des Innern und für Heimat (BMI) obliegt die Aufgabe, den Beschluss 
des Deutschen Bundestages von 2019 zur Erforschung von DDR-Zwangsadoptionen umzuset-
zen.19 Das Bundesministerium fördert das von Juli 2022 bis Januar 2026 laufende Forschungs-
vorhaben mit 1 Million Euro. Mit der Studie soll Bedeutung, Umfang und die historische Di-
mension von Zwangsadoptionen in der DDR untersucht werden. Beauftragt wurde das Deut-
sche Institut für Heimerziehungsforschung DIH, ein An-Institut der Evangelischen Hochschule 
Berlin, mit einem interdisziplinären Forschungsteam, zu dem unter anderen Juristen, Psycho-
logen und Medizinhistoriker der Universitäten Mainz, Leipzig und Düsseldorf sowie der Me-

 
18 www.sed-gesundheitsfolgen.de/ (Zugriff 12.05.2026). 
19 Vgl. dip.bundestag.de/vorgang/aufarbeitung-zwangsadoption-in-der-sbz-ddr-1945-1989/250015; 
www.bmi.bund.de/DE/themen/heimat-integration/gesellschaftlicher-zusammenhalt/ddr-zwangsadoptionen/ddr-
zwangsadopionen-node.html (Zugriff 09.02.2023). 
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dical School Berlin gehören. Mit einem beratenden Arbeitskreis wird die Forschung eng be-
gleitet. Zusammen mit seiner Amtskollegin aus Brandenburg vertritt der Landesbeauftragte für 
MV die Landesbeauftragten-Konferenz in dem Gremium. Der 6. und vorerst letzte Fachtag 
fand am 20. Juni 2025 statt. Am 27. November 2025 nahm der Landesbeauftragte an einem 
Gespräch des BMI zum bevorstehenden Ende des Projekts teil. 

 

3.2 Veröffentlichungen 

Gemäß ihrem gesetzlichen Auftrag der politischen und historischen Aufarbeitung der kommu-
nistischen und der SED-Diktatur in der Sowjetischen Besatzungszone und der DDR insbeson-
dere für das Gebiet des heutigen Landes Mecklenburg-Vorpommern unter besonderer Berück-
sichtigung der Tätigkeit des Staatssicherheitsdienstes gibt die Landesbeauftragtenbehörde in 
ihrer Schriftenreihe aus eigenen Forschungsvorhaben, nach Veranstaltungen oder in Koopera-
tion mit anderen Institutionen, Wissenschaftlern und Autoren Publikationen heraus. Im Be-
richtsjahr 2025 konnten keine neuen Publikationen fertiggestellt werden. Weitere Publikatio-
nen befinden sich in Vorbereitung. Insgesamt sind seit 1993 in der Schriftenreihe der Behörde 
73 Publikationen veröffentlicht worden, davon 71 mit ISBN. 

 

3.3 Veranstaltungen 

Psychosoziale Beratung und traumasensible Arbeit im Kontext politischer Verfolgung 

Vom 11. bis 12. Februar 2025 fand an der Katholischen Hochschule für Sozialwesen Berlin 
der Zertifikatsworkshop „Psychosoziale Beratung und traumasensible Arbeit im Kontext poli-
tischer Verfolgung“ statt. Der Landesbeauftragte Burkhard Bley thematisierte in seinem Refe-
rat „Spezifische Fragestellungen zu den gesetzlichen Rahmenbedingungen im Zusammenhang 
mit Entschädigung und Rehabilitierung“. An der Weiterbildung nahmen auch zwei Mitarbeiter 
der Landesbeauftragtenbehörde MV teil. Der Kurs richtete sich an in der Beratung tätige Fach-
kräfte, insbesondere an Beraterinnen und Berater, die sich bereits einen Zugang zu den beson-
deren Anforderungen an Diktatur-Folgen-Beratung erarbeitet haben. 

 

Workshop: Überarbeitung der Empfehlungen für institutionelle Aufarbeitungsprozesse 

Die Unabhängige Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindesmissbrauchs hatte am 14. 
Februar 2025 in Berlin Expertinnen und Experten zu einem Workshop eingeladen, um mit 
deren Wissen und Erfahrungen aus der Aufarbeitungspraxis, der Fachberatung und aus der 
Arbeit mit Archiven die 2019 veröffentlichen Empfehlungen für die Aufarbeitung in Instituti-
onen weiterzuentwickeln. An dem Workshop beteiligte sich auch der Landesbeauftragte für 
MV. 
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Fachgespräch „Sexueller Kindesmissbrauch in der DDR – Menschen mit Behinderungen“ 

In Kooperation mit der Beauftragten des Landes Brandenburg zur Aufarbeitung der Folgen der 
kommunistischen Diktatur veranstaltete die Unabhängige Kommission zur Aufarbeitung sexu-
ellen Kindesmissbrauchs am 18. Februar 2025 in Potsdam ein Fachgespräch zum Thema „Se-
xueller Kindesmissbrauch in der DDR – Menschen mit Behinderungen“. In dem Panel „Erfah-
rungen mit der Aufarbeitung“ befragte die Brandenburger Landesbeauftragte Maria Nooke den 
Landesbeauftragten Burkhard Bley über seine Arbeit für die Anlauf- und Beratungsstelle der 
Stiftung Anerkennung und Hilfe für das Land MV.  

 

Projekttag „Friedliche Revolution“ am Demminer Goethe-Gymnasium 

Die Schule in Demmin organisiert seit vielen Jahren ein Projekt für die 11. Klassen im Fach 
Geschichte. Anhand eines im Unterricht ausgearbeiteten Fragenkataloges erhalten die Schüle-
rinnen und Schüler aus vier Klassen den Auftrag, mit Eltern, Großeltern und anderen Zeitzeu-
gen der Friedlichen Revolution in ihrem Umfeld ins Gespräch über die Erinnerung an die his-
torische Umbruchszeit, damalige Hoffnungen und Ängste und die tatsächlichen Veränderun-
gen zu kommen. In vielen Fällen ist dies das erste Mal, dass die Jugendlichen in ihren Familien 
konkret nach der Revolution und der Transformation fragen. Am 20. Februar 2025 präsentier-
ten sie ihre Ergebnisse auf Wandzeitungen im vom stellvertretenden Landesbeauftragten Dr. 
Lars Tschirschwitz moderierten Gespräch mit der Zeitzeugin Sylvia Tschötschel, die in der 
Gegend aufgewachsen war und ihre Erinnerungen unter anderem an die Prägung in der Jungen 
Gemeinde im ländlichen Raum einbrachte. 

 

Buchvorstellung „Die Evangelische Studentengemeinde Greifswald im Visier der Stasi“ 

Bei der Vorstellung des Buches zur Geschichte der Evangelischen Studentengemeinde Greifs-
wald in der DDR-Zeit im soziokulturellen Zentrum St. Spiritus in Greifswald am 27. Februar 
2025 sprach Bischof Tilman Jeremias ein Grußwort. Das Buchprojekt war vom ehemaligen 
Greifswalder Studenten Wolfgang Gräfe begonnen und nach dessen Tod vom Historiker Chris-
toph Wunnicke beendet worden. Gräfe hatte sich in der Evangelischen Studentengemeinde 
Greifswald engagiert und erlebte die Repression gegen die Kirche in der DDR und die Über-
wachung durch das Ministerium für Staatssicherheit. Ein wichtiges Anliegen war es ihm ge-
wesen, den Nachgeborenen vom Alltag in der Diktatur zu berichten. Tatsächlich war die Ver-
anstaltung von Gästen verschiedener Generationen besucht, darunter viele, die sich selbst als 
Zeitzeugen der Evangelischen Studentengemeinde an der lebhaften Diskussion beteiligten.  

 

Buchvorstellung „Trauer unter Kontrolle. Der Flugzeugabsturz vom 12. Dezember 1986 bei Ber-
lin-Bohnsdorf und die Folgen“ 

Große Resonanz erfuhr die Vorstellung des Buches von Matthias Baerens im Wichernsaal der 
Diakonie in Schwerin am 24. März 2025. 72 Menschen waren beim Absturz des Aeroflot-
Fluges 892 kurz vor Berlin-Schönefeld am 12. Dezember 1986 ums Leben gekommen. Unter 
den Opfern waren Schülerinnen und Schüler der 10. Klasse der Schweriner Ernst-Schneller-
Schule sowie die mitgereiste Klassenlehrerin und Betreuer. Im Buch werden die Ursachen des 
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Flugzeugunglücks vor fast 40 Jahren und seine Folgen bis heute beschrieben. Dabei geht es 
vor allem um die Trauer der Angehörigen, die in der DDR vom Staat überwacht und teilweise 
gesteuert wurde, denn Kritik an der russischen Fluggesellschaft war politisch unerwünscht. 
Das Buchprojekt war u. a. vom LAMV gefördert worden. 

 

Buchvorstellungen bei „Leipzig liest“ (Buchmesse) 

Im Museum in der „Runden Ecke“ wurden am 27. März 2025 zwei beim Landesbeauftragten 
erschienene Bücher vorgestellt. Der Historiker Falk Bersch präsentierte den dritten und letzten 
Band seiner Studie „Kinder und Jugendliche in sonderpädagogischen, psychiatrischen und Be-
hinderteneinrichtungen in den DDR-Nordbezirken. Teil 2: Die Institutionen II – Volksbil-
dung/Kirchen“; Dr. Lars Tschirschwitz sprach über das Buch des Autoren Christoph Wunnicke 
zur Geschichte der Evangelischen Studentengemeinde in Greifswald. 

 

28. Bundeskongress der Landesbeauftragten mit der Bundesstiftung sowie der SED-Opferbe-
auftragten 

Der 28. Bundeskongress wurde vom 4. bis 6. April gemeinsam von der Konferenz der Landes-
beauftragten zur Aufarbeitung der SED-Diktatur und der Folgen der kommunistischen Dikta-
tur, der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur und der SED-Opferbeauftragten 
beim Deutschen Bundestag unter der Überschrift „‚… mit Wirkung vom 3. Oktober 1990‘. 35 
Jahre Grundgesetz in den ostdeutschen Bundesländern“ organisiert. Ein Höhepunkt war ein 
von der SED-Opferbeauftragten beim Deutschen Bundestag Evelyn Zupke moderiertes Gene-
rationengespräch über „35 Jahre Einheit – Gegenwart und Zukunft“ zwischen dem Bundesprä-
sidenten a. D. Joachim Gauck und Berliner Schülerinnen und Schülern. Der Kongress endete 
mit einer Kranzniederlegung im Parlament der Bäume, einem Gedenkort für die Toten an der 
Berliner Mauer und Mahnmal gegen Krieg und Gewalt. Der Kongress ist das einzige bundes-
weite Forum für die Verbände und Initiativen zur Auseinandersetzung mit der kommunisti-
schen Diktatur und ihren Folgen. 

 

Vorstellung der Studie zu Fluchten aus der DDR über die Ostsee  

Ein Forschungsteam der Universität Greifswald präsentierte am 23. April 2025 in der 
Landesbibliothek Mecklenburg-Vorpommern Günther Uecker das Buch „Tödliche 
Ostseefluchten aus der DDR 1961-1989. Ein biographisches Handbuch“. Die Publikation ist 
Ergebnis der Arbeit eines Forschungsverbundes, der von 2018 bis 2023 Todesfälle von DDR-
Bürgerinnen und -Bürgern untersuchte, die die risikovolle Flucht in den Westen gewagt hatten. 
Das Projekt war nach dem Auslaufen der Förderung durch das Bundesministerium für Bildung 
und Forschung vom Ministerium für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und 
Europaangelegenheiten M-V bis Ende 2023 gefördert und vom LAMV begleitet worden. 
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39. Deutscher Evangelischer Kirchentag in Hannover 

Die Konferenz der Landesbeauftragten zur Aufarbeitung der SED-Diktatur und der Folgen der 
kommunistischen Diktatur war mit ihren Angeboten auf dem Markt der Möglichkeiten beim 
39. Deutschen Evangelischen Kirchentag in Hannover vom 30. April bis zum 3. Mai vertreten. 
Der Landesbeauftragte für MV und eine Mitarbeiterin standen den Teilnehmenden für Gesprä-
che, Rat und Informationen zur Verfügung und konnten Publikationen und Infomaterial anbie-
ten. 

 

Jahrespressekonferenz 

Am 20. Mai 2025 stellte der Landesbeauftragte in der Landespressekonferenz den Tätigkeits-
bericht der Behörde für das Jahr 2024 vor. An dem Pressegespräch nahm auch die Zeitzeugin 
Marie-Luise Busse teil und berichtete über die Zwangsaussiedlung ihrer Familie von ihrem 
Bauernhof an der Elbe 1952. Der Landesbeauftragte informierte über die zum 1. Juli 2025 in 
Kraft tretenden Verbesserungen für von SED-Unrecht Betroffene, darunter die Einmalzahlung 
für Zwangsausgesiedelte. Der Landesbeauftragte erläuterte die neuen Regelungen und infor-
mierte über Beratungsmöglichkeiten und Vorhaben 2025. 

 

Dopingpraxis und SED-Unrecht im DDR-Sport 

Ihre Studie „Sportgeschichte vor Gericht“ stellten Jutta Braun und René Wiese am 4. Juni 2025 
im Kinosaal des Latücht in Neubrandenburg vor. In der Stadt wird seit Jahren die Frage disku-
tiert, wie Sportlerinnen und Sportler geehrt werden können, die im Spannungsfeld von Leis-
tungsdruck, staatlichen Dopingprogrammen und politischer Repression sportlich sozialisiert 
worden waren und Medaillen für die SED-Diktatur errungen hatten. Das Gespräch mit Zeit-
zeugin Brigitte Werner moderierte der Journalist André Keil vom NDR. Die kontroverse Dis-
kussion mit ehemaligen Sportlern, Vertretern aus Kommunalpolitik und Stadtgesellschaft trug 
zur andauernden Debatte um den Neubrandenburger „Walk of Sport“ bei. 

 

Erinnerungstag Zwangsaussiedlungen 

Zusammen mit dem Grenzhus Schlagsdorf, der Kirchengemeinde Schlagsdorf, der Landes-
zentrale für politische Bildung M-V, dem Landkreis Nordwestmecklenburg und dem Biosphä-
renreservat Schaalsee erinnerte der Landesbeauftragte mit einer Veranstaltung am 14. Juni 
2025 an das im Rahmen der beiden Zwangsaussiedlungsaktionen 1952 und 1961 begangene 
Unrecht. Allein in Westmecklenburg waren mehr als 3.000 Menschen gezwungen worden, in-
nerhalb weniger Stunden einen Großteil ihrer Habe zurück zu lassen und unter dem Stigma der 
Kriminalisierung in grenzfernen Regionen ein neues Leben zu beginnen. Hintergrund war das 
Streben von SED-Führung und DDR-Grenztruppen, entlang der deutsch-deutschen Grenze ei-
nen 500-Meter-Streifen bevölkerungsfrei zu bekommen, um freies Sicht- und Schussfeld zu 
schaffen. Vorträge verschiedener Expertinnen und Experten setzten beim Thema Zwangsum-
siedlungen und Vertreibungen historisch und international vergleichende Akzente. Der Lan-
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desbeauftragte informierte über die neue zum 1. Juli 2025 in Kraft tretende Entschädigungsre-
gelung. Mit einer Gedenkveranstaltung am Gedenkstein für das geschleifte Dorf Lankow en-
dete der Erinnerungstag. 

 

Tag der offenen Tür des Landtags Mecklenburg-Vorpommern 

Mit seinen Angeboten zu Information und Gespräch beteiligte sich der Landesbeauftragte am 
15. Juni 2025 im Rahmen der WIR-Meile der Initiative „WIR. Erfolg braucht Vielfalt“ rund 
um das Schloss am Tag der offenen Tür des Landtags Mecklenburg-Vorpommern. Am Stand 
des Landesbeauftragten bot das Stasi-Unterlagen-Archiv Schwerin die Möglichkeit, Anträge 
auf Akteneinsicht zu stellen. 

 

Gedenken an den Volksaufstand am 17. Juni 1953 

Der Landesbeauftragte Burkhard Bley erinnerte in seiner Rede am Gedenkstein auf dem Platz 
des 17. Juni in Stralsund nicht nur an die Niederschlagung des Aufstands von 1953, sondern 
zugleich an das Unrecht, das im Namen der sowjetischen Besatzer Tausenden Deutschen wi-
derfuhr, die zum Tode oder zur Zwangsarbeit im GULag-System der Sowjetunion verurteilt 
worden waren.  

 

Mecklenburg-Vorpommern-Tag Greifswald 

Auf dem Mecklenburg-Vorpommern-Tag vom 20. bis 22. Juni 2025 in der Universitäts- und 
Hansestadt Greifswald präsentierte der Landesbeauftragte sein Informations- und Beratungs-
angebot zusammen mit der Landeszentrale für politische Bildung M-V am Demokratiebus. Für 
Interessierte standen Flyer und Broschüren sowie andere Publikationen der historisch-politi-
schen Bildung zur Verfügung. Darüber hinaus konnten Besucher ihr Wissen über die DDR, die 
SED-Diktatur und die Stasi in einem Quiz testen. 

 

Gedenken an die jugendlichen Opfer der Werwolf-Tragödie in Malchow 

Am 4. Juli 2025 um 11.45 Uhr richtete die Inselstadt Malchow vor der Villa Blanck die 27. 
Gedenkveranstaltung für die jugendlichen Opfer der Werwolf-Tragödie 1945/1946 aus Mal-
chow und weiteren Orten Mecklenburgs aus. Der Landesbeauftragte für MV für die Aufarbei-
tung der SED-Diktatur Burkhard Bley hielt eine Gedenkrede20. In Malchow wurden Ende 1945 
und Anfang 1946 von der sowjetischen Geheimpolizei NKWD 33 Jugendliche wegen des Vor-
wurfs der Tätigkeit für die angebliche nationalsozialistische Sabotageorganisation Werwolf 
verhaftet. 13 Jugendliche überlebten die Haft nicht. Die überlebenden Jugendlichen haben fünf 
bis sechs Jahre Lagerhaft erlitten, einige wurden erst 1954 nach über acht Jahren entlassen. 

 
20 Die Rede ist auf der Internetseite des Landesbeauftragten dokumentiert: www.landesbeauftragter.de/aktuel-
les/veranstaltungen/details/gedenken-an-die-jugendlichen-opfer-der-malchower-werwolf-tragoedie-1945-1946 
(Zugriff 08.01.2025). 
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Alle verhafteten Malchower Jugendlichen wurden von der Militärhauptstaatsanwaltschaft der 
Russischen Föderation am 18. Oktober 1991 rehabilitiert. 

 

Schüler erkunden ehemaliges Grenzgebiet 

Auf der Strecke von Lübeck nach Boizenburg erkundeten 22 Schülerinnen und Schüler aus 
Malchin, Rostock und Lübz vom 14. bis 18. Juli 2025 zusammen mit Begleitpersonen auf der 
mittlerweile 11. Radtour entlang der ehemaligen innerdeutschen Grenze historische Orte. Im 
Gespräch mit Zeitzeugen und Experten erfuhren sie Hintergründe zur Entwicklung der inner-
deutschen Grenze, deren Sicherung und Überwachung sowie zu den Auswirkungen der Grenze 
auf das Alltagsleben der Menschen. Mit einer biografischen Einführung, einem Zeitzeugenge-
spräch und einem Gedenkakt erinnerten die Teilnehmer an Michael Gartenschläger, der 1976 
von einem Stasi-Spezialkommando erschossen wurde bei dem Versuch, Selbstschussanlagen 
vom Grenzzaun abzubauen. Thema auf der Radtour waren außerdem die Entstehung, Entwick-
lung und Bedeutung des Projektes „Grünes Band“ sowie des Biosphärenreservates Flussland-
schaft Elbe. Ein Gespräch zum Brandanschlag in Mölln 1992 und dem Besuch der zentralen 
Erstaufnahmeeinrichtung des Landes M-V in Nostorf-Horst erweiterte das Themenspektrum 
um Fragen zum gesellschaftlichen Zusammenleben, zu Migration, Integration und Rassismus 
in der Transformationszeit, aber auch in der Gegenwart. Die Radtour wurde erneut vom Lan-
desbeauftragten für Mecklenburg-Vorpommern für die Aufarbeitung der SED-Diktatur, der 
Landeszentrale für politische Bildung Mecklenburg-Vorpommern und dem gemeinsamen Pro-
jekt Demokratie auf Achse sowie dem Verein Politische Memoriale e.V. organisiert und durch-
geführt.  

 

Veranstaltungsreihe zu den Ausstellungen „Blackbox Heimerziehung“ und „Einweisungs-
grund: Herumtreiberei“ 

Der Landesbeauftragte beteiligte sich an der Veranstaltungsreihe zu den Ausstellungen „Black-
box Heimerziehung“ und „Einweisungsgrund: Herumtreiberei“, die vom 15. Juli bis 22. Au-
gust 2026 in der Dokumentations- und Gedenkstätte in der ehemaligen Untersuchungshaft der 
Staatssicherheit Rostock in Kooperation mit der Landeszentrale für politische Bildung MV, 
der Gedenkstätte Geschlossener Jugendwerkhof Torgau und dem Verein Riebeckstraße 63 e.V. 
gezeigt wurden. Zur Eröffnung am 15. Juli hielt der stellvertretende Landesbeauftragte Dr. 
Lars Tschirschwitz ein Grußwort. Am 22. Juli begrüßte der Landesbeauftragte Burkhard Bley 
zu einem Zeitzeugengespräch mit Betroffenen von Spezialheimen und Venerologischen Stati-
onen in der DDR, das von Juliane Weiß von der Gedenkstätte Torgau moderiert wurde. Am 5. 
August stand die Bürgerberaterin Mareen Joachim vom Landesbeauftragten bei einem Bera-
tungsnachmittag für Gespräche für Betroffene des DDR-Heimsystems und der Geschlossenen 
Venerologischen Stationen zur Verfügung. 

 

Gedenken und Buchvorstellung „Tödliche Ostseefluchten aus der DDR 1961–1989“ 

An die Opfer des DDR-Grenzregimes erinnerten am 13. August 2025 in Kühlungsborn am 
ehemaligen Grenzturm BT 11 der Landesbeauftragte für Mecklenburg-Vorpommern für die 
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Aufarbeitung der SED-Diktatur, die Landeszentrale für politische Bildung M-V und der Verein 
Grenzturm e. V. Nach einem öffentlichen Gedenkakt mit der Ministerin für Wissenschaft, Kul-
tur, Bundes- und Europaangelegenheiten M-V Bettina Martin, der Kühlungsborner Bürger-
meisterin Olivia Arndt und dem stellvertretenden Landesbeauftragten Dr. Lars Tschirschwitz 
am ehemaligen Grenzturm stellte Dr. Jenny Linek die Studie „Tödliche Ostseefluchten aus der 
DDR 1961–1989“ vor. Höhepunkt der Veranstaltung war das Gespräch mit dem Zeitzeugen 
Harry Balbach, der nach einem Fluchtversuch über die Ostsee in Rostock inhaftiert worden 
war. 

 

Vortrag und Diskussion zu SED-Unrecht in Stralsund 

Der Landesbeauftragte für M-V für die Aufarbeitung der SED-Diktatur Burkhard Bley infor-
mierte auf Einladung der Landtagsabgeordneten Beatrix Hegenkötter am 4. September 2025 
in Stralsund über SED-Unrecht und die Arbeit seiner Behörde. Im anschließenden Gespräch 
wurde diskutiert, wie Betroffenen geholfen und ein differenziertes Bild von DDR-Alltag und 
SED-Diktatur vermittelt werden kann. 

 

Podium zum Thementag „Urlaub“ des Projekts „Um/Bruch – Transformationsgesellschaft Ost 
1989–1994“ 

Im Rahmen des dritten Thementags des Projekts „UM/BRUCH. Transformationsgesellschaft 
Ost 1989-1994“ der Gesellschaft zur Erforschung der Demokratie-Geschichte war der Landes-
beauftragte am 21. September 2025 auf der Insel Hiddensee zu einem Podium geladen und 
diskutierte mit dem Tourismushistoriker Hasso Spode sowie den beiden Hiddenseer Zeitzeu-
ginnen Christiane Wolff und Marion Magas über Tourismus in der DDR und im Umbruch und 
über Hiddensee als Urlaubsinsel damals und heute. Der Landesbeauftragte brachte dabei seine 
Expertise zur Grenzsicherung, zu den Repressionsmaßnahmen in der DDR und zur Aufarbei-
tung des Unrechts in das Gespräch ein. 

 

Verurteilt in Schwerin – erschossen in Moskau  

Anlässlich des 80. Jahrestages des Beginns der sowjetischen Besatzung im östlichen Teil 
Deutschlands richtete der Landesbeauftragte für M-V für die Aufarbeitung der SED-Diktatur 
Burkhard Bley am 25. September 2025 im ehemals als Großer Dreesch II bezeichneten Schwe-
riner Stadtteil eine öffentliche Tagung aus. Inhaltliche Schwerpunkte waren der Vortrag der 
Historikerin Dr. Natalja Jeske zu ihrem Forschungsprojekt über die mehr als 100 vom Sowje-
tischen Militärtribunal in Schwerin verurteilten und in Moskau hingerichteten Menschen sowie 
die Diskussion über den Umgang mit der Statue des Revolutionsführers W. I. Lenin unweit des 
Tagungsortes im heutigen Wohngebiet Neu Zippendorf. An letzterer beteiligten sich der Lan-
desbeauftragte Burkhard Bley, Prof. Dr. Jörn Happel, der zuvor über die historische Person 
Lenin vorgetragen hatte, Dr. Bernd Kasten, Direktor des Stadtarchivs Schwerin, Stefan 
Krikowski und Frau Dr. Katharina Steudtner vom Brandenburgisches Landesamt für Denk-
malpflege. Die Lenin-Statue bleibt in der Schweriner Kommunalpolitik und darüber hinaus 
umstritten.  
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Filmvorführung „Stilles Land“ und Gespräch mit Zeitzeugen aus Anklam 

Zur Eröffnung der Ausstellung „Aufarbeitung. Die DDR in der Erinnerungskultur“ von der 
Bundesstiftung Aufarbeitung in Anklam am 25. September 2025 moderierte der Historiker 
Christoph Wunnicke ein Gespräch zum Film des Abends „Stilles Land“ (Andreas Dresen, 
1992) über die Zeit der Friedlichen Revolution in Anklam. Die Veranstaltung in der Gedenk-
stätte ehemaliges Wehrmachtgefängnis Anklam richtete sich vorrangig an Anklamer Bürge-
rinnen und Bürger, die zusammen mit ehemaligen Beteiligten des lokalen Runden Tisches die 
Zeit des historischen Umbruchs 1989/90 reflektierten.  

 

Konferenz der Landesbeauftragten beim Tag der Deutschen Einheit in Saarbrücken 

Der Tag der Deutschen Einheit wurde vom 2. bis zum 4. Oktober 2025 in Saarbrücken gefeiert. 
Auf der Einheitsmeile präsentierte sich die Konferenz der Landesbeauftragten zur Aufarbei-
tung der SED-Diktatur und der kommunistischen Diktatur mit Informations- und Beratungs-
angeboten. Das Angebot der Landesbeauftragtenbehörden aus Berlin, Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen wurde von den Besucherinnen 
und Besuchern des Festes im Allgemeinen gern angenommen und die Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter standen durchweg als Gesprächspartner bereit. Im Vordergrund standen im Saar-
land Fragen zur Friedlichen Revolution und zur Genese der Deutschen Einheit. Und auch in 
diesem Jahr fanden Betroffene mit Fragen zu Beratung, Rehabilitierung und Folgeleistungen 
hier Information und Rat. 

 

Filmvorführung „Unsere Kinder“ und Gespräch mit Zeitzeugen 

Am 23. Oktober 2025 moderierte der stellvertretende Landesbeauftragte Dr. Lars Tschir-
schwitz den zweiten Teil der Veranstaltungsreihe zur Ausstellung „Aufarbeitung. Die DDR in 
der Erinnerungskultur“ in Anklam. Dieses Mal ging es um Jugendsubkulturen in der DDR der 
1980er Jahre. Der Film „Unsere Kinder“ (Roland Steiner, 1989) bereitete das Gespräch mit 
dem aus Anklam stammenden Sänger der Band „Herbst in Peking“ Rex Joswig und dem Leiter 
des Stasiunterlagenarchivs Rostock/Waldeck Dr. Volker Höffer über jugendliche Punks, Skin-
heads und Gruftis vor, die sichtbar auf Distanz zum SED-Staat gegangen waren. 

 

Markus Meckel im Gespräch mit dem Historiker Christoph Wunnicke 

Zum Abschluss der Veranstaltungsreihe zur Ausstellung „Aufarbeitung. Die DDR in der Erin-
nerungskultur“ in Anklam war der letzte Außenminister der DDR Markus Meckel als Ge-
sprächspartner zu Gast. Christoph Wunnicke moderierte das Gespräch mit ihm und dem Pub-
likum über den Verlauf der Friedlichen Revolution, die Ziele der damaligen Akteure sowie die 
Rolle des in Anklam geborenen Politbüromitglieds Günter Schabowski während der Revolu-
tion und in den Jahren danach.  
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21. Bützow-Forum zur Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit21 

Am 6. und 7. November fand das jährliche Bützow-Forum zur Aufarbeitung der DDR-Ver-
gangenheit statt, 2025 mit dem thematischen Schwerpunkt „Flucht und Grenzregime“. Die 
Veranstaltung findet in Kooperation mit der Friedrich-Ebert-Stiftung, der Landeszentrale für 
politische Bildung M-V, dem Landesbeauftragten für M-V für die Aufarbeitung der SED-Dik-
tatur und der Stadt Bützow statt. Nach dem Gedenken für die ehemaligen politischen Häftlinge 
am Krummen Haus wurde das Forum im Rathaus durch den Bützower Bürgermeister Christian 
Grüschow und den Landesbeauftragten Burkhard Bley eröffnet. Der dänische Journalist Jesper 
Clemmensen startete mit einem Vortrag zur Geschichte der Ostsee als Seegrenze zwischen 
Warschauer Pakt-Staaten und westlichem Ausland aus dänischer Perspektive und anschließen-
der Diskussion mit Zeitzeugen und Publikum. Abends war der Film „Fluchtweg Ostsee“ zu 
sehen, den Hobbyfilmemacher aus der Region produziert hatten. Am zweiten Tag eröffnete 
Luisa Taschner vom Grenzhus Schlagsdorf mit einem Vortrag über die Geschichte der einsti-
gen deutsch-deutschen Landgrenze. Anschließend stellten Schülerinnen und Schüler des Gym-
nasiums Sternberg im Gespräch mit Zeitzeugen ihre Projektergebnisse vor und reflektierten 
diese mit dem Publikum. Die Moderation des Forums hatte der stellvertretende Landesbeauf-
tragte Dr. Lars Tschirschwitz übernommen. 

 

Verbändetreffen in Neustrelitz 

Am 6. Oktober 2025 lud der Landesbeauftragte die Betroffenenverbände und Aufarbeitungs-
initiativen zu einem Besuch beim Verein Erinnerungsort Stasi-Haftanstalt Töpferstraße e.V. in 
Neustrelitz ein. Nach einer Führung durch den Gedenkort in der ehemaligen Stasi-Untersu-
chungshaftanstalt durch die Mitarbeiterin Frau Reichheim stand die Ministerin für Wissen-
schaft, Kultur, Bundes- und Europaangelegenheiten MV Frau Bettina Martin für ein Gespräch 
über aktuelle Vorhaben und Herausforderungen der Verbände und Initiativen zur Verfügung. 

 

35 Jahre Deutsche Einheit – 35 Jahre Europäische Akademie Mecklenburg-Vorpommern 

Auf einer Podiumsdiskussion „35 Jahre Deutsche Einheit: Wo stehen wir jetzt?“ anlässlich des 
35jährigen Bestehens der Europäischen Akademie Mecklenburg-Vorpommern in Waren (Mü-
ritz) diskutierte der Landesbeauftragte Burkhard Bley moderiert von Co-Akademieleiter Dr. 
Matthew Heidtmann mit der Politikwissenschaftlerin Dr. Judith C. Enders und dem Pädagogen 
Dr. Martin Kriemann von der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg. 

 

 
21 Das Bützow-Forum ist die Fortführung des bis 2024 als Forum zur Aufarbeitung der DDR-Vergangenheit –
Bützower Häftlingstreffen bezeichneten Veranstaltungsformats, welches sich nicht nur an ehemalige politische 
Häftlinge, sondern an die interessierte Öffentlichkeit richtet. 
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Fachgespräch im Bundestag: Gold um jeden Preis – Das systematische Zwangsdoping in der 
DDR und seine Folgen für die Betroffenen 

Am 6. November 2025 veranstaltete die SED-Opferbeauftragte Evelyn Zupke ein Fachge-
spräch im Bundestag unter dem Titel: „Gold um jeden Preis – Das systematische Zwangsdo-
ping in der DDR und seine Folgen für die Betroffenen“. Prof. Dr. Spitzer konnte seine For-
schungsergebnisse vortragen und der Landesbeauftragte Burkhard Bley berichtete über die Be-
ratungsarbeit und die Probleme der Betroffenen bei der gegenwärtigen Rechtslage.22 

 

Das Grüne Band: Erinnerungslandschaft zwischen Geschichte und Natur 

Am 11. November 2025 präsentierte der berlinHistory e.V. zusammen mit der Bundesstiftung 
zur Aufarbeitung der SED-Diktatur in Berlin die auch vom Landesbeauftragten geförderte 
Grüne-Band-App23 in einer szenischen Lesung mit Texten, Fotografien, Filmsequenzen und 
musikalischer Untermalung. Im Podiumsgespräch in Moderation von Dr. Matthias Buchholz 
sprachen der Landesbeauftragte Burkhard Bley, Dr. Alexandra Kruse vom vorläufigen Welt-
erbebüro Grünes Band und Dr. Liana Geidezis, Leiterin Fachbereich Grünes Band beim BUND 
über die Bedeutung des „Grünen Bandes“ für Gegenwart und Zukunft. 

 

Landesarchivtag Mecklenburg-Vorpommern in Güstrow 

Am 12. November 2025 fand in Güstrow der Landesarchivtag Mecklenburg-Vorpommern des 
Verbandes für das Archivwesen in Mecklenburg-Vorpommern e. V. statt. Der Landesbeauf-
tragte Burkhard Bley würdigte in seinem Grußwort die Bedeutung der Archive für die Aufar-
beitung der SED-Diktatur und insbesondere für Betroffene von SED-Unrecht. Die Bürgerbe-
raterin beim Landesbeauftragten Charlotte Ortmann berichtete in ihrem Vortrag „Biografiear-
beit mit Hilfe von Archiven: Die wichtige Zusammenarbeit zwischen der Behörde zur Aufar-
beitung und den Archiven“ über rechtliche Grundlagen der Beratungsarbeit, Fallbeispiele und 
konkrete Fragestellungen in der Kooperation mit den Archiven. 

 

3.4  Ausstellungen 

Die Landesbeauftragtenbehörde hat in den vergangenen Jahren aus eigenen Forschungen und 
Zeitzeugenberichten, mit Wissenschaftlern und in Kooperation mit anderen Institutionen eine 
Reihe von Ausstellungen erarbeitet, die als Wanderausstellung im Rahmen der politischen Bil-
dung von Vereinen, Schulen, Städten und Gemeinden kostenfrei ausgeliehen werden können 
(s. u.). Der Landesbeauftragte bietet dazu begleitend die Eröffnung mit Vorträgen bzw. Semi-
nare zu den Inhalten der Ausstellungen an. Der Landesbeauftragte beteiligte sich auch 2025 an 

 
22 Einen Bericht über das Fachgespräch finden Sie hier: www.bundestag.de/parlament/sed-opferbeauftragte/Ter-
mine_Besuche/beitrag-fg-doping-1121946, eine Aufzeichnung des Fachgesprächs finden Sie hier:  
www.youtube.com/watch?v=k3hmR-43b-U (Zugriff 20.05.2026). 
23 https://play.google.com/store/apps/details?id=net.historyapp.gruenesband&hl=de&pli=1 (Zugriff 
20.05.2026). 
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der Förderung von Ausstellungen im Grenzhus Schlagsdorf. Folgende Wanderausstellungen 
sind über die Behörde des Landesbeauftragten ausleihbar: 

 

Am Leben vorbei 

Die aus 13 Rollbannern bestehende Wanderausstellung des Landesbeauftragten für MV für die 
Aufarbeitung der SED-Diktatur zeigt das Leben von Kindern und Jugendlichen mit geistigen 
und körperlichen Behinderungen in der DDR auf. Dabei werden vor allem ihre Unterbringung, 
ihre Betreuung, ihre Integration, die Bildungs- und Therapieangebote in staatlichen und kon-
fessionellen Einrichtungen sowie die gegen sie gerichteten Zwangsmaßnahmen thematisiert. 
Sechs Einzelschicksale dokumentieren die Lebenswelten von Mädchen und Jungen mit unter-
schiedlichen Behinderungen. Gezeigt wurde die Ausstellung 2025 in Potsdam beim dritten re-
gionalen Fachgespräch der Unabhängigen Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Kindes-
missbrauchs „Sexueller Kindesmissbrauch in der DDR – Menschen mit Behinderungen“ in 
Kooperation mit der Landesbeauftragten zur Aufarbeitung der Folgen der kommunistischen 
Diktatur Brandenburg. Verfügbar ist die Ausstellung auch online in der Deutschen Digitalen 
Bibliothek.24 

 

Der 17. Juni 1953 in Mecklenburg-Vorpommern 

Eine Ausstellung des Landesbeauftragten, der Ostakademie Lüneburg und der Bundeszentrale 
für politische Bildung. Ausgewählte Dokumente und Erinnerungen von Zeitzeugen beziehen 
sich auf die Ereignisse im Norden der DDR. Die Ausstellung dokumentiert neben den Ereig-
nissen des 17. Juni 1953 in Mecklenburg und Vorpommern auch die damalige politische, wirt-
schaftliche und soziale Situation in der DDR. Zu dieser Ausstellung ist ein Begleitheft verfüg-
bar. 

 

Kommunistische Repression und Volksaufstände in Polen und der DDR in den 1950er Jahren 

Eine Ausstellung der Landeszentrale für politische Bildung MV und des Landesbeauftragten. 
Die Ausstellung vermittelt Informationen zur politischen Situation in der DDR und Polen in 
den 1950er Jahren sowie vergleichende Einblicke in Ausprägungen von Diktatur und Wider-
stand. Aufgezeigt werden auch die Folgen der Aufstände in der DDR 1953 und in Polen 1956 
für die weitere Entwicklung in beiden Ländern und für die Oppositionsbewegungen in Mittel- 
und Osteuropa. 

 

Aufbruch im Norden 

Eine Ausstellung der Landeszentrale für politische Bildung MV und des Landesbeauftragten. 
Die Wanderausstellung „Aufbruch im Norden. Die friedliche Revolution in Mecklenburg-Vor-

 
24 ausstellungen.deutsche-digitale-bibliothek.de/am-leben-vorbei/ (Zugriff 20.05.2026). 
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pommern 1989/90“ dokumentiert exemplarisch deren Ursprünge, Verlauf, Akteure und Ergeb-
nisse. Dabei richtet sich der Blick auf die Ereignisse in der gesamten DDR, beispielsweise die 
Proteste anlässlich der gefälschten Kommunalwahl vom 7. Mai 1989 oder die Ausreisewelle 
im Sommer 1989 und die anschließende Formierung der Opposition. Parallel dazu werden die 
allgemeinen Entwicklungen anhand von Beispielen in den drei ehemaligen Nordbezirken 
(Neubrandenburg, Rostock, Schwerin) veranschaulicht. Damit werden die vielfältigen Gründe 
für die zunehmende Auflehnung der Bürger gegen das SED-Regime nachvollziehbar. Die Aus-
stellung steht in zweifacher Ausfertigung zur Verfügung und kann daher parallel verliehen 
werden. Gezeigt wurde die Ausstellung 2025 im Bildungszentrum Barth/Gutglück des Bun-
desamts für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben im Rahmen des Bundesfreiwilligen-
dienstes. 

 

Plakatausstellungen 

Daneben können Plakatausstellungen ausgeliehen werden zu den Themen „Aufarbeitung. Die 
DDR in der Erinnerungskultur“, „17. Juni kompakt. Der Volksaufstand in der DDR 1953“ und 
„20 Jahre Friedliche Revolution und Deutsche Einheit“. 

 

4. Zusammenarbeit  

Zusammenarbeit mit den Betroffenenverbänden und Aufarbeitungsinitiativen 

Der Landesbeauftragte vertritt die Interessen der politisch Verfolgten und ist ihnen ein wichti-
ger Ansprechpartner. Zwischen den Betroffenenverbänden und Aufarbeitungsinitiativen und 
dem Landesbeauftragten besteht eine enge Zusammenarbeit und ein regelmäßiger Austausch. 
Er unterstützt die Vereine und Initiativen, fördert Aufarbeitungsprojekte und Veranstaltungen 
und nimmt als Gast und/oder Vortragender an diesen Aktivitäten teil.  

Vertreter der Betroffenenverbände und Aufarbeitungsinitiativen nahmen am 6. Oktober 2025 
an einem gemeinsamen Treffen mit der Ministerin für Wissenschaft, Kultur, Bundes- und Eu-
ropaangelegenheiten MV Bettina Martin in Neustrelitz u.a. am Gedenkort in der ehemaligen 
Stasi-Untersuchungshaftanstalt teil. Weitere Möglichkeiten des Austauschs bot sich im ersten 
Halbjahr bei der Teilnahme am jährlich stattfindenden Bundeskongress der Landesbeauftrag-
ten zur Aufarbeitung der SED-Diktatur und der Folgen der kommunistischen Diktatur sowie 
der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur sowie der SED-Opferbeauftragten 
beim Deutschen Bundestag, der vom 4. bis 6. April 2025 in Berlin stattfand (s.a. 3.3). 

In Mecklenburg-Vorpommern gibt es folgende Vereine und Verbände politisch Verfolgter und 
Aufarbeitungsinitiativen:  

 Arbeitsgemeinschaft Fünfeichen 
 Arbeitsgemeinschaft Workuta/GULag Sowjetunion 
 Arbeitsgruppe DDR-Sportgeschädigte 
 Bürgerbüro Heiko Lietz 
 Gedenkort Neubrandenburger Lindenberg – Stasi-Untersuchungshaftanstalt e. V. 
 Geschichtswerkstatt Rostock e.V. 
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 Grenzturm Kühlungsborn e.V. 
 Interessenverband der Zwangsausgesiedelten in MV 
 Politische Memoriale e.V. 
 Schicksalsaufklärung Müritzkreis nach 1945/Arbeitsgemeinschaft Lager Sachsenhau-

sen 1945-1950 e.V. 
 Stasi-Haftanstalt Töpferstraße, Neustrelitz e.V. 
 Vereinigung der Opfer des Stalinismus e.V. (VOS) 
 Verein zum Erhalt der Domjüch – ehemalige Landesirrenanstalt e.V.  
 Wolhynier Umsiedlermuseum – Heimatverein Linstow e.V. 

 
Neben diesen Vereinen und Verbänden gibt es Initiativen von Einzelpersonen und Gruppen, 
die sich sehr engagiert in die Aufarbeitung einbringen. Allen Vereinen und Initiativen ist es ein 
wichtiges Anliegen, sich im Rahmen ihrer Themen und Möglichkeiten an der historischen Auf-
arbeitung zu beteiligen. Ihr Engagement ist gerade in einem Flächenland wie Mecklenburg-
Vorpommern von großer Bedeutung.  

Gerade für die Betroffenenverbände gilt, dass die Arbeit durch die weniger werdenden Mit-
glieder und das zunehmende Alter ihrer Akteure teilweise nur noch mühsam aufrechterhalten 
werden kann. Diese Entwicklung ist in vielen Verbänden und Initiativen zu beobachten. An 
die Stelle der regelmäßigen Treffen tritt dann der Austausch untereinander mit Telefonaten und 
Rundbriefen. Ein etwas anderes Bild zeigt sich bei den Aufarbeitungsinitiativen, mit zum Teil 
sehr engagierten neuen und jüngeren Mitgliedern. Das Nachdenken über andere Formate oder 
auch die Auflösung der Vereine betrifft viele Verfolgtenverbände, wie z.B. auch den Verband 
ehemaliger Rostocker Studenten (VERS) oder einzelne VOS-Gruppen. Ähnliche Überlegun-
gen gibt es in allen Bundesländern. Es gibt auch erfreuliche Entwicklungen, z.B. wurde in der 
Arbeitsgemeinschaft Workuta/GULag Sowjetunion die verdienstvolle Arbeit durch die zweite 
Generation übernommen. 

 

Zusammenarbeit mit der Konferenz der Landesbeauftragten zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 
und der Folgen der kommunistischen Diktatur 

Einmal monatlich treffen sich die Mitglieder der Konferenz der Landesbeauftragten. Im Be-
richtsjahr 2025 fanden diese Treffen in Präsenz sowie als Videokonferenzen statt. Wichtige 
Diskussionspunkte der Konferenz der Landesbeauftragten sind nach wie vor die Verbesserung 
der Rehabilitierungsregelungen für Betroffene politischer Verfolgung. Auch nach dem Be-
schluss des Gesetzespakets Ende Januar 2025 waren Fragen noch offengeblieben. Dazu gehö-
ren insbesondere ein Ausgleich für die DDR-Sportgeschädigten, eine Verbesserung der Aner-
kennungsverfahren für verfolgungsbedingte Gesundheitsschäden durch eine zu erlassende 
Verordnung oder die Ausgestaltung des Bundeshärtefallfonds. Die Konferenz hat sich entspre-
chend mit einer Stellungnahme im März 2025 an die künftigen Koalitionspartner CDU/CSU 
und SPD gewandt. 

Der Transformationsprozess des Stasi-Unterlagen-Archivs in das Bundesarchiv wird von der 
Konferenz begleitet. Die Landesbeauftragten sind mit dem Präsidenten des Bundesarchivs 
Herrn Prof. Dr. Hollmann und der Vizepräsidentin Frau Alexandra Titze im Gespräch. Zwei-
mal im Jahr treffen sich die Landesbeauftragtenkonferenz und die Vizepräsidentin zu Beratung 
und Austausch.  
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Im regelmäßigen Austausch steht die Konferenz mit der SED-Opferbeauftragten beim Deut-
schen Bundestag Evelyn Zupke und mit Dieter Dombrowski, dem Vorsitzenden der Union der 
Opferverbände Kommunistischer Gewaltherrschaft (UOKG), dem Dachverband von mehr als 
30 Betroffenenverbänden, Menschenrechtsorganisationen und Aufarbeitungsinitiativen. 

2025 fand in Berlin der 28. Bundeskongress der Landesbeauftragten zur Aufarbeitung der 
SED-Diktatur und der Folgen der kommunistischen Diktatur, der Bundesstiftung zur Aufar-
beitung der SED-Diktatur sowie der SED-Opferbeauftragten beim Deutschen Bundestag statt. 
Ausrichter war in diesem Jahr das Team des Berliner Landesbeauftragten. Der Bundeskongress 
ist das einzige deutschlandweite Treffen, bei dem Betroffenenverbände und Aufarbeitungsini-
tiativen zu Austausch und Beratung zusammenkommen.  

Mit gemeinsamen Präsentationen beteiligten sich die Landesbeauftragten am Deutschen Evan-
gelischen Kirchentag in Hannover und am Tag der Deutschen Einheit in Saarbrücken.  

Die Konferenz der Landesbeauftragten begleitet den Forschungsverbund „Gesundheitliche 
Langzeitfolgen von SED-Unrecht“ sowie die Studie „Zwangsadoptionen in der DDR/SBZ in 
der Zeit von 1945 bis 1989“ durch Teilnahme an Beirats- bzw. Fachgesprächssitzungen. 

 

Zusammenarbeit mit der SED-Opferbeauftragten beim Deutschen Bundestag 

Mit der SED-Opferbeauftragten beim Deutschen Bundestag Evelyn Zupke und ihrem Team 
besteht seit ihrem Amtsantritt 2021 eine enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit. Mit der 
Konferenz der Landesbeauftragten gibt es regelmäßige Treffen, Austausch zu verschiedenen 
Themen der Rehabilitierung und Aufarbeitung und eine Zusammenarbeit in verschiedenen 
Vorhaben und Initiativen. Ein besonderer Höhepunkt in der Zusammenarbeit mit der SED-
Opferbeauftragten war 2025 die Verabschiedung eines Gesetzespakets mit fundamental ver-
besserten Regelungen für Betroffene von SED-Unrecht durch den Deutschen Bundestag. Die 
SED-Opferbeauftragte und ihr Team haben an diesem Erfolg einen maßgeblichen Anteil. 

Die SED-Opferbeauftragte beteiligt sich an der Ausrichtung des Bundeskongresses der Lan-
desbeauftragten und der Bundesstiftung Aufarbeitung. Die SED-Opferbeauftragte hat seit 2023 
die Verantwortung für das vom Beauftragten der Bundesregierung für Ostdeutschland etab-
lierte Dialogforum „Opfer der SED-Diktatur“ übernommen. In das Forum sind zwei Vertreter 
aus der Konferenz der Landesbeauftragten delegiert. Ziel des Forums ist es, den Austausch 
über die unterschiedlichen Themen des Umgangs mit den Folgen des SED-Unrechts zu för-
dern.  

 

Beratungsgremium zur Begleitung des Transformationsprozesses des Stasi-Unterlagen-Ar-
chivs in das Bundesarchiv und Zusammenarbeit mit den Standorten des Stasi-Unterlagen-Ar-
chivs im Bundesarchiv in Neubrandenburg, Rostock und Schwerin 

Das Stasi-Unterlagen-Archiv wurde am 17. Juni 2021 aufgrund eines Bundestagsbeschlusses 
Teil des Bundesarchivs. Der Umgang mit den Stasi-Akten, Fragen zu Akteneinsichtsverfahren 
werden auch nach der Übernahme des Stasi-Akten-Archivs ins Bundesarchiv weiterhin eng 
durch die Landesbeauftragten begleitetet. Dazu konstituierte sich am 20. Juni 2022 das nach 
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Stasi-Unterlagen-Gesetz § 39 vorgesehene Beratungsgremium zur Begleitung des Transforma-
tionsprozesses des Stasi-Unterlagen-Archivs in das Bundesarchiv und zur Beratung des Bun-
desarchivs in die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes berührenden Belangen. Der Landes-
beauftragte Burkhard Bley wurde im Dezember 2023 vom Landtag Mecklenburg-Vorpom-
mern als vom Land zu benennendes Mitglied des Gremiums gewählt und durch die Beauftragte 
der Bundesregierung für Kultur und Medien mit Schreiben vom 22. April 2024 zum Mitglied 
des Beratungsgremiums bestellt.  

Der Landesbeauftragte nahm 2025 in Präsenz oder per Videokonferenz an den Sitzungen des 
Gremiums teil. Der Landesbeauftragte setzte sich im Gremium insbesondere für eine Siche-
rung der priorisierten Bearbeitung für Betroffene von SED-Unrecht im Stasi-Unterlagen-Ar-
chiv bei der Prüfung von Ausschließungsgründen in Verfahren zu Leistungen nach den SED-
Unrechtsbereinigungsgesetzen und bei Nachweisen in Rehabilitierungsverfahren ein. Dabei 
wies er auf die besondere Dringlichkeit für oftmals hochbetagte Antragsteller hin, welche die 
nicht vererbliche Einmalzahlung für Betroffene von Zwangsaussiedlungen noch zu Lebzeiten 
in Anspruch nehmen wollen. Weiterhin forderte der Landesbeauftragte Verbesserungen bei der 
Erschließung und Zugänglichmachung von Akten für die Forschung und unterstützte die Initi-
ative für eine Lockerung bei der Zweckbindung für Forschungsanträge. Für die Herausforde-
rungen des laufenden personellen Generationswechsels empfahl der Landesbeauftragte eine 
aktive Gestaltung des Prozesses mit rechtzeitigen Nach- und Doppelbesetzungen zur Sicherung 
des Wissenstransfers. Weiterhin machte der Landesbeauftragte auf die Notwendigkeit einer 
zügigen Entwicklung des gesetzlich vorgesehenen zentralen Archivstandorts für die Stasi-Un-
terlagen in Mecklenburg-Vorpommern in Rostock und der künftigen Außenstellen ohne Ar-
chiv Neubrandenburg und Schwerin aufmerksam. Keiner der drei gegenwärtigen Archivstand-
orte im Land – in Neubrandenburg, Rostock und Schwerin – ist für die dauerhafte Lagerung 
von Akten nach modernen Archivstandards geeignet. 

Die Zusammenarbeit mit den drei Standorten des Stasi-Unterlagen-Archivs im Bundesarchiv 
in Mecklenburg-Vorpommern erstreckt sich auf Bürgeranfragen zu Überprüfungs- und Akten-
einsichtsanträgen, Forschungsvorhaben und gemeinsame Veranstaltungen. Der Landesbeauf-
tragte suchte 2025 alle drei Stasi-Unterlagen-Archive auf und informierte sich vor Ort über die 
baulichen Verhältnisse, die Personalsituation, Probleme und Aktivitäten. Gemeinsame Bera-
tungstage fanden 2025 in Zusammenarbeit mit den Stasi-Unterlagen-Archiven Rostock und 
Schwerin in Güstrow, Sassnitz, Rostock und Wismar statt.  

 

Zusammenarbeit mit der Bundesstiftung zur Aufarbeitung der SED-Diktatur 

Mit der 1998 auf Beschluss des Deutschen Bundestags errichteten Bundesstiftung zur Aufar-
beitung der SED-Diktatur besteht eine jahrzehntelange kontinuierliche und gute Zusammenar-
beit. Ein Vertreter der Bundesstiftung nimmt regelmäßig an den monatlichen Sitzungen der 
Konferenz der Landesbeauftragten teil. Der jährlich stattfindende Bundeskongress der Landes-
beauftragten mit den Opferverbänden und Aufarbeitungsinitiativen sowie der SED-Opferbe-
auftragten beim Deutschen Bundestag wird gemeinsam vorbereitet und durchgeführt. Darüber 
hinaus gab es Kooperationen und Austausch in vielen Bereichen der politisch-historischen 
Aufarbeitung und bei konkreten Forschungsvorhaben. Ende 2025 bewilligte die Bundesstif-
tung den Förderantrag des Landesbeauftragten für die Erstellung einer Wanderausstellung 
„Doping und Machtmissbrauch im DDR-Sport und die Folgen“ für das Jahr 2026. 
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Zusammenarbeit mit der Landeszentrale für politische Bildung Mecklenburg-Vorpommern und 
dem Verein Politische Memoriale e.V. 

Im Aufarbeitungsbeauftragtengesetz ist die Zusammenarbeit mit der Landeszentrale für politi-
sche Bildung festgeschrieben. Dank der seit vielen Jahren engen und bewährten Kooperation 
konnte die im Gesetz genannte politische und historische Aufarbeitung der kommunistischen 
und der SED-Diktatur in sehr unterschiedlichen Facetten und Formaten durchgeführt werden. 
Verschiedenste Projekte, Veranstaltungen und Forschungsvorhaben wurden gemeinsam ge-
plant und durchgeführt. Hervorzuheben sind hier für 2025 die elfte Auflage der gemeinsam 
veranstalteten Grenzradtour oder die verschiedenen Gedenk- und Informationsveranstaltungen 
in den Dokumentations- und Gedenkstätten in Rostock und Schwerin, der gemeinsame Auftritt 
mit dem Demokratiebus beim Mecklenburg-Vorpommern-Tag in Greifswald, die Veranstal-
tungsreihe mit dem Demokratieladen Anklam. Auch der Verein Politische Memoriale e.V. ge-
hört zu den wichtigen und zuverlässigen Partnern des Landesbeauftragten in Aufarbeitung und 
politischer Bildung und ist Kooperationspartner bei verschiedenen Veranstaltungen wie der 
Grenzradtour, dem jährlichen Erinnerungstag zu den Zwangsaussiedlungen oder beim Bützow-
Forum. 

 

Zusammenarbeit mit der Stadt Neubrandenburg beim Beteiligungsprozess für einen Gedenkort 
zu DDR-Unrecht 

Der Landesbeauftragte beteiligte sich am 20. Januar, 24. Februar und 25. März 2025 an den 
von der S.T.E.R.N. Gesellschaft für behutsame Stadterneuerung mbH im Auftrag der Stadt 
Neubrandenburg durchgeführten Workshops zu einem Beteiligungsprozess für einen Gedenk-
ort an DDR-Unrecht. Die Teilnehmenden erzielten eine hohe Übereinstimmung in der Frage, 
dass es einen Erinnerungsort für SED-Unrecht in Neubrandenburg geben sollte unter Einbe-
ziehung des Geländes bzw. der Gebäude der ehemalige Untersuchungshaftanstalt des MfS. Bei 
der Frage eines vollständigen Erhalts des Bauensembles, der Konzeption, Nutzung und Finan-
zierung konnte keine Übereinstimmung erreicht werden. Die Stadt Neubrandenburg strebt die 
Erstellung einer Leistungsbeschreibung für einen Ideenwettbewerb an, die sich auf die Ergeb-
nisse des Beteiligungsverfahrens stützt.  
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5. Anhang mit Anlagen, Grafiken und Tabellen 

5.1 Grafiken und Tabellen 

Grafik 1: Beratung beim Landesbeauftragten für Mecklenburg-Vorpommern 

   für die Aufarbeitung der SED-Diktatur 2015 bis 2025 

 

Tabelle 1: Antragszahlen in den Standorten des Stasi-Unterlagen-Archivs im Bun- 

   desarchiv in Mecklenburg-Vorpommern im Jahr 2025 
   (nachrichtlich, ohne Anträge auf Decknamenentschlüsselung und Kopien) 

 

Standort 

 

Erstanträge Wiederholungsan-

träge 

Anträge gesamt 

Neubrandenburg   592 274   866 
Rostock   851 320 1.171 
Schwerin   782 289 1.071 
MV 2.225 883 3.108 
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davon arbeitsintensive Fälle 435 445 453 630 932 569 465 422 429 376 563
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Tabelle 2: Anträge an die Stiftung für ehemalige politisch Verfolgte25 und gewährte 

   Unterstützungsleistungen nach Vorlage einer strafrechtlichen Rehabilitie- 

   rung 

Jahr Bund Mecklenburg-Vorpommern 

bewilligte Anträge bewilligte Summe bewilligte Anträge bewilligte Summe 
2025 1.954 2.992.082,00 € 159 221.362,00 € 
2024 1.914 2.880.784,00 € 166 227.193,00 € 
2023 2.054 3.071.909,00 € 180 238.452,00 € 
2022 2.183 2.575.575,00 € 185 198.670,00 € 
2021 2.224 2.698.390,00 € 212 221.370,00 € 
2020 2.459 3.144.385,00 € 238 285.440,00 € 
2019 3.206 4.380.190,00 € 291 378.950,00 € 
2018 3.350 4.808.850,00 € 319 444.750,00 € 
2017 3.520 5.219.300,00 € 345 519.450,00 € 
2016 3.635 5.534.550,00 € 355 556.550,00 € 
2015 3.713 6.027.550,00 € 367 617.850,00 € 
2014 3.716   6.381.550,00 € 365   642.950,00 € 
2013 3.769   6.766.750,00 € 380   690.850,00 € 
2012 3.784   7.187.200,00 € 380   737.700,00 € 
2011 3.435   6.906.400,00 € 343   681.750,00 € 
2010 3.582   7.384.400,00 € 378   776.550,00 € 
2009 3.414   7.307.850,00 € 369   763.650,00 € 
2008 4.560   9.187.400,00 € 313   606.800,00 € 
2007 5.883 11.612.700,00 € 426   854.150,00 € 
2006 6.347 11.779.950,00 € 416   809.250,00 € 
2005 5.513 10.167.500,00 € 395   840.050,00 € 
2004 5.352 10.496.900,00 € 352   777.400,00 € 
2003 5.617 11.652.350,00 € 369   842.150,00 € 
2002 5.271 13.172.514,50 € 359   974.450,00 € 

 

 
25 Bis 1. Juli 2025 Stiftung für ehemalige politische Häftlinge 


